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Eine „schicke Anstalt“, eine „star-
ke Stimme des Ostens“ soll der

RBB nach den Worten seiner
Gründungsväter werden. Doch die
Neuordnung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks in Berlin und
Brandenburg wird nicht allseits
bejubelt. Die Opposition im Pots-
damer Landtag stimmte gegen den
Vertragstext. Seit Monaten prote-
stieren Beschäftigte, Personalräte,
Gewerkschaften und fachkundige,
auch sehr prominente Kritiker ge-
gen Regelungen im Staatsvertrag,
die den Abbau von Mitbestim-
mungsrechten bewirken. Der
ver.di-Gewerkschaftsrat appellier-
te Ende September mit einer Re-
solution an die Berliner und Bran-
denburger Abgeordneten, bei der
Senderfusion „in letzter Minute“
den Abbau demokratischer Stan-
dards zu verhindern und die innere

Rundfunkfreiheit zu sichern. Vor
der ersten Lesung des Staatsver-
trags im Berliner Abgeordnetenhaus
hatten SFB-Personalrat und Redak-
teursausschuss Protestschreiben
an die Abgeordneten verteilt. 

Die dringend geforderten Mini-
malkorrekturen am Vertrag be-
treffen zwei Punkte: Durch eine
Streichung in § 34 soll erreicht
werden, dass für den RBB das
progressivere Berliner Personal-
vertretungsgesetz gilt, statt – wie
jetzt festgeschrieben – das des
Bundes. Bewährte Mitbestim-
mungsrechte nach Berliner Lan-
desrecht würden dann beibehal-

ten. Eine Einfügung in § 33 soll
außerdem sicherstellen, dass der/
die Intendant/in das Redakteurs-
statut zumindest „im Einverneh-
men mit der Redakteursversamm-
lung“ aufstellt. „Wir haben in den
letzten Monaten viele kritische
Anmerkungen zum Fusionsver-
trag vorgetragen, von der Zwei-
drittel-Mehrheit zur Intendanten-
wahl über die Machtfülle des Ver-
waltungsrates bis hin zur halb-
herzigen Frauenquote und der
Zusammensetzung des Rundfunk-
rates. Da die parlamentarischen
Abläufe so weit fortgeschritten
sind, konzentrieren wir uns auf die
dringlichsten und aus unserer Sicht
noch realisierbaren Korrekturen,
die eine massive Verschlechterung
von Mitbestimmungsrechten ver-
hindern“, erläuterte SFB-Personal-
ratsvorsitzende Hanne Daum.

Wie das Berliner Abgeordneten-
haus Ende Oktober nach der Steil-
vorlage aus Potsdam entscheiden
wird, bleibt dennoch abzuwarten.

Initiatoren aus der brandenbur-
gischen Kommunalpolitik, aus Kul-
tureinrichtungen sowie vom ORB
haben Anfang September eine
Volksinitiative gegen den Staats-
vertrag gegründet. Sie forderten
die Landtagsabgeordneten auf, die
vorliegende Fassung abzulehnen.
Vergeblich. Neben der Kritik an
Mitbestimmungsdefiziten – „ein
starker Intendat steht einem
schwachen Personalrat gegen-
über“ – werden zusätzlich Be-
standsgarantien für Regionalstu-
dios und den Medienstandort
Potsdam-Babelsberg verlangt.
Die Initiative arbeitet auch nach
dem Landtagsbeschluss vom 9.
Oktober weiter. Innerhalb eines
Jahren muss sie 20 000 Unter-
schriften vorlegen, damit sich das
Parlament erneut mit der Sache
beschäftigt. Und Verträge könne
man auch wieder kündigen, hof-
fen die Initiatoren... H. N. 

ORB/SFB-Fusionsvertrag muss nachgebessert werden 

Längst 
nicht alles 
geregelt...

Das Landesparlament in Potsdam hat den Staatsvertrag zur Fusion von SFB und ORB bereits ab-
genickt. Die Regierungsparteien sehen ihn als „guten Kompromiss“. Das Berliner Abgeordneten-
haus muss noch entscheiden. Doch der Widerstand gegen den Abbau von Mitbestimmungs- und
Arbeitnehmerrechten bei der Gründung des „Rundfunks Berlin-Brandenburg“ (RBB) formiert sich
in beiden Ländern auch kurz vor und nach Toresschluss. 

Achtung
Der brandenburgischen
Initiative gegen den Staats-
vertrag in seiner vorliegen-
den Fassung können sich –
gemäß Artikel 76 der Lan-
desverfassung – volljährige
Bürger mit erstem Wohnsitz
im Land Brandenburg
anschließen. Unterschriften-
listen sind über den ver.di-
Fachbereich, Tel. 030/86 31
24 11, erhältlich.

20 000 UNTERSCHRIFTEN

WERDEN GEBRAUCHT



Vorwärts und nicht verges-
sen...Solidarität? Solidarität!

Die Bundestagswahlen sind ge-
laufen. Die ver.di-Kampagne:
„Tariftreue, Steuergerechtigkeit,
Chancengleichheit, Gesundheit
zählt“, verbunden mit dem Auf-
ruf „Wählt!“, hat zur hauchdün-
nen Mehrheit der Regierungsko-
alition beigetragen – wenngleich
viele mit dem schon bekannten
Zähneknirschen ihre Kreuzchen
gemacht haben dürften. Anläßlich
des DGB-Kongresses im Frühjahr
hat unser Kanzler den hohen Wert
der Tarifautonomie und der Mit-
bestimmung (sic! Senderfusion!)
gepriesen. Das wollen Gewerk-
schafterInnen hören. Aber sie
wollen auch Taten sehen. Und da
wird in Berlin „verkehrte Welt“
gespielt. Das Wort, der Wert Soli-
darität hat einen eigenartigen
Beigeschmack bekommen, seit in
Berlin ständig von einem „Soli-
darpakt“ geredet wird. Solida-
rität, so ein relativ unverdächtiges
Nachschlagewerk, „bezeichnet ei-
ne Haltung, die auf der Erkennt-
nis gemeinsamer Interessen, Ziele
usw. angesichts einer als verbes-
serungswürdig empfundenen Si-
tuation gründet und von der Ein-
sicht getragen wird, dass ein Ein-
zelner oder eine kleinere Gruppe
Betroffener zu schwach wäre, die-
sen Zielen näher zu kommen und
die zu gemeinsamem Handeln füh-
ren kann.“ Logische Konsequenz:
Gewerkschaftseintritt, für Sprach-
rohrleser/innen eine Binsenweis-
heit. „Daneben wird unter Soli-
darität auch das Gefühl der Ver-

pflichtung verstanden, andere,
deren Lage man nicht unmittel-
bar teilt, deren Ziele man jedoch
als wertvoll und legitim sowie
gleichzeitig bedroht ansieht, zu
unterstützen.“ Aha. Mit großer
Selbstverständlichkeit präsentier-
te kürzlich der Berliner Senat den
Gewerkschaften einen Strauß von

Forderungen für den Landesdienst,
der zur Konsolidierung des he-
runtergewirtschafteten Haushal-
tes beitragen soll: 500 Mio. Euro
pro Jahr sollen der Verzicht auf
Tarifsteigerungen, auf Urlaubs-
geld und auf die Hälfte der Weih-
nachtszuwendung in die gähnend
leeren Kassen bringen. Dafür soll
verkürzt gearbeitet werden. Un-
ser deutlicher Hinweis, dass we-
der die Landesregierung noch die
Landesverbände der Berliner Ge-
werkschaften die Regelungskom-

petenz für einen bundesweit gel-
tenden Tarifvertrag haben, wird
schlichtweg abgetan. Träger der
freien Wohlfahrtspflege, eben-
falls von Kürzungen und drohen-
dem Arbeitsplatzabbau betrof-
fen, kritisieren die vermeintliche
„Blockadehaltung“ und bezichti-
gen die öffentlich Beschäftigten

als Verursacher ihrer Notsituati-
on. Besser verdienende Selbstän-
dige – die Parteizugehörigkeit
lässt sich unschwer erraten – for-
dern die Solidarität der abhängig
Beschäftigten und geißeln den
Verzicht auf Kündigungen – nur
der Fraktionsvorsitzende der CDU
tritt nahtlos in die Fußstapfen sei-
nes Vorgängers und versucht –
vergeblich – die goldene ver.di-
Ehrennadel für gewerkschaftli-
ches Basiswissen zu ergattern.
Wo sind wir hier eigentlich?

Wir sind in Berlin, der Hauptstadt
der Bundesrepublik Deutschland,
der – obwohl gebeutelt von tei-
lungs- und vereinigungsbeding-
ten Erblasten – die Bundeshilfe
von 14,5 Mrd. DM noch1991 in-
nerhalb von 4 Jahren auf Null
gekürzt wurde. Seiner provisori-
schen Hauptstadt Bonn hat der
Bund übrigens gut ein Zehntel des
Verwaltungshaushaltes finanziert
– für Berlin wären das 2 Mrd. Eu-
ro pro Jahr –, aber das hat der Se-
nat niemals eingefordert. Offen-
sichtlich liegt es näher, die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der
Verwaltung, die man seit Jahren
durch ein dilettantisch vorbereite-
tes sogenanntes Reformvorhaben
nach dem anderen gejagt hat,
weiterhin mit dem Rotstift zu ver-
folgen. „Berlin ist pleite – ich bin
schuld“, das T-Shirt wurde zum
Renner der Saison. Statt die
wahrhaft Verantwortlichen zu
verfolgen, die selbsternannten
„Arbeiterführer“ zum Beispiel,
die mitwirkten an zweifelhaften
Garantieerklärungen für abenteu-
erliche Immobilienfonds, statt In-
itiativen zu ergreifen, mit denen
Berlin seine Einnahmen in Ord-
nung bringen kann, und die Ver-
mögenden in der Stadt zur Mit-
hilfe an der Konsolidierung her-
anzuziehen, sollen die abhängig
Beschäftigten, die „Freien“ und
die Erwerbslosen gegeneinander
aufgebracht werden.

Zeit, dass wir – die Reihen ge-
schlossen – deutlich machen: Wir
wissen, was Solidarität wirklich
bedeutet!
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Solidarpakt –

wo sind wir

eigentlich?

Auf ein Wort
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Susanne Stumpenhusen, 
ver.di-Landesbezirksleiterin Berlin-Brandenburg

Im vergangenen Jahr ist ein
außergewöhnlicher Lebensbe-
richt erschienen. Im Gegensatz zu
manch biographischer Schönfär-
berei ist er von seltener Offenheit
und radikaler Ehrlichkeit. Dem Le-
ser bietet er den Rückblick auf ei-
nen widerspruchsreichen Weg
durch acht Jahrzehnte persönli-
cher und zugleich deutscher Ge-
schichte. Der Name des Autoren
dürfte wachen Zeitgenossen in
diesem oder jenem Zusammen-
hang bekannt geworden sein.
Gustav Just war Parteifunktionär
im Kulturbereich, Generalsekre-
tär des DDR-Schriftstellerverban-

des, leitender Redakteur der Wo-
chenzeitung „Sonntag“, Mitan-
geklagter im Prozess gegen Wal-
ter Janka und die sogenannte Ha-
rich-Gruppe, wurde gleichfalls mit
einer hohen Zuchthausstrafe be-
legt, war danach literarischer
Übersetzer aus dem Tschechi-
schen, in jüngster Vergangenheit
Abgeordneter der brandenburgi-
schen SPD und Alterspräsident
des Landtags. Wegen einstiger Be-
teiligung an Strafaktionen der
Wehrmacht geriet er in die Schlag-
zeilen der Boulevardpresse. 

Mitte Juni 1921 wurde er nahe
Gablonz in einem deutschen Dorf
geboren. Sein Vater, ein Maschi-
nist, gehörte zu den Mitbegrün-
dern der Tschechischen Kommu-
nistischen Partei. Er wollte seinem
Sohn den höheren Bildungsweg
ermöglichen, ihm zugleich aber

den Freiraum lassen, selbst zu ei-
nem wahrhaftigen Bild der herr-
schenden Kräfte in der Welt zu
kommen. 

Der begabte Schüler wuchs hin-
ein in Spannungsfelder zwischen
erhofftem Sozialismus und erstar-
kendem Nationalismus, einem sich
immer rigider äußernden Sude-
tendeutschtum einerseits und dem
Souveränitätsanspruch des tsche-
choslowakischen Staates ande-
rerseits. Ihn zog die Bündische Ju-
gend an, sie lockte ihn durch ihr
soldatisches Erscheinungsbild. Er
wollte kein braver Stubenhocker
sein, wie viele wünschte er sich, im
Gegensatz zu seinem Vater, in ein
Großdeutschland eingegliedert zu
werden, und fand sich bald in den
Uniformen der Hitlerjugend, des
Reichsarbeitsdienstes und der
Wehrmacht. Aus dem Abiturien-

ten wurde nach Frontbewährung
ein Leutnant. Das Nachdenken be-
gann erst, als der Schwerverwun-
dete wieder in Gablonz und end-
lich bereit war, vom Vater und
seinen Genossen die Wahrheit
über die Schuld des deutschen
Nationalsozialismus zu erfahren.

Der Verlust der alten Heimat,
das Finden einer neuen, der
Wechsel von alter Gläubigkeit zu
einem sozialistischen Bewußtsein
und endlich zum Vertrauen in
parlamentarische Demokratie so-
wie die unvermeidlichen Ernüch-
terungen sind ungeschminkt be-
schrieben.

Ein in sich spannendes, klären-
des, also lesenswertes Buch.    

Hans Müncheberg
Gustav Just: „Deutsch, Jahrgang 1921“;
Verlag für Berlin-Brandenburg GmbH,
Potsdam, 2001; ISBN 3-935035-23-3, -
25,- Euro

Potsdam 2001

Offen 

und ehrlich

BUCHTIPP



Jede Menge Sorgen gibt es
im Cottbuser Medienhaus der
Lausitzer Rundschau und in
den Außenstellen. Das Unter-
nehmen kränkelt, die Abo-
Zahlen sind rückläufig, die An-
zeigenumsätze sinken. Was
tun dann Unternehmer? Sie
sparen. Und den deutlichsten
Effekt bringen Einsparungen
beim Personal.

In der „Lausitzer Rundschau“
(LR) hat die Belegschaft schon im
Jahr 2000 mittels Haustarifver-
trag auf Entgeltbestandteile ver-
zichtet. Gleichzeitig wurde eine
Beschäftigungssicherung festge-
schrieben, die die Kolleginnen und
Kollegen des Verlages bis zum
31. Oktober 2003 vor betriebs-
bedingten Kündigungen schützt. 

Per 31. Juni wurde der Anzei-
gensatz im Verlag eingestellt.
Arbeitsplätze und Mitarbeiter soll-
ten in eine neue Firma, die Medien-
Service Cottbus GmbH, übergehen.
Die Geschäftsführung begründete
den Schritt mit den „hohen Tarif-
gehältern im Verlag“, die die An-
zeigenproduktion zu teuer mach-
ten. Schöne Aussichten für die
Betroffenen: Absturz der Gehäl-
ter nach Ablauf der gesetzlichen
bzw. durch Haustarif gesetzten
Frist, vielleicht sogar das Ende der
neuen Firma, wenn die Lausitzer
Rundschau einen noch kosten-
günstigeren Anbieter fände...

Die meisten Beschäftigten im
Anzeigensatz arbeiten seit ihrer
Lehrzeit bei der Lausitzer Rund-
schau, haben die Abteilung nach
der Wende aufgebaut, und – als
Anzeigen spärlicher eingingen –
auf Entgeltbestandteile verzich-

tet. Für sie ist die LR Heimat,
Identität. 19 von 21 Mitarbeitern
haben Nein gesagt zur neuen Fir-
ma MSC. Zwei Kolleginnen mit
gesundheitlichen Behinderungen

erhielten andere Jobs im Verlag.
Die anderen 17 wurden zunächst
von der Arbeit freigestellt und er-
hielten dann betriebsbedingte Kün-

digungen, obwohl die der Haus-
tarif eigentlich ausschließt. 

Vor dem Cottbuser Arbeitsge-
richt sind inzwischen alle 19 Kün-
digungsschutzklagen verhandelt
worden. Der Glaube des Arbeit-
gebers, ein leichtes Spiel zu haben,
ist zerstoben. Die Richter räum-
ten den Klagenden gute Chan-
cen ein, wenn die ungerechtfer-
tigten Kündigungen nun noch von
der Kammer entschieden wer-
den. Der Anzeigensatz sollte für
die LR billiger werden. So haben
sich die Kosten wahrscheinlich

auf das Doppelte erhöht...
Im Frühling haben sich die Ge-

werkschaften um einen Rationa-
lisierungsschutzvertrag für den
Verlag der Lausitzer Rundschau
bemüht. Sie wollten die Siche-
rung eines vernünftigen sozialen
Standards durchsetzen, die Ar-
beitgeberseite unterlief mit ihrem
Angebot jedes bei der LR bisher
übliche Niveau. Die Gespräche
wurden ergebnislos abgebrochen.
Das Unternehmen hat sich nun
einem anderen Sparobjekt zuge-
wandt: den Geschäftsstellen. „Der
Kunde ist König“ – unter diesem
Motto wurden die Zentren, die
Lesern und Kunden von der An-
zeigenannahme über Ticket- und

Buchverkauf umfassenden Servi-
ce bieten, Anfang der 90er Jahre
aufgebaut. In den kommenden
Jahren sollen diese Service-Cen-
ter zum großen Teil dicht ge-
macht werden. Die betroffenen
Sachbearbeiterinnen sind bis No-
vember 2003 durch Haustarifver-
trag geschützt. Was danach
kommt liegt im Nebel. Ob die
Kunden- und Leserkontakte dann
tatsächlich alle vom Call-Center
abgefangen werden können,
darf bezweifelt werden.

Um die Zukunft der „Lausitzer
Rundschau“ insgesamt ranken
sich wilde Gerüchte. Seit länge-
rem ist von einer „Mantelkoope-
ration“ die Rede, durch die Stel-
len in der Redaktion eingespart
werden könnten. Man spricht
auch von einer Schließung der
Druckerei in Cottbus. Hier stün-
den 60 Arbeitsplätze zur Disposi-
tion. Wie heißt es doch so tref-
fend: An jedem Gerücht ist ein
Körnchen Wahrheit. 

Waltraud Gerisch

blickpunkt sprachrohr 5 |02

3

Fotos: transit/v.Polentz, Montage: bleifrei/Sikora

Leserkontakte bald nur noch über Call-Center?

Auf Spartrip in Cottbus
In der „Lausitzer Rundschau“ fürchten Mitarbeiter um ihre Jobs

MEDIEN
KUNST
KULTUR
CONSULT

BERND HUBATSCHEKJ o u r n a l i s t e n ,  A u t o r e n ,  K ü n s t l e r !

Von der Gründung zur erfolgreichen selbständigen Existenz.
Wir beraten, begleiten und betreuen Sie:

n auf dem Weg in die Selbständigkeit, z. B. Gründung aus Arbeitslosigkeit/ABM 
(Antrag Überbrückungsgeld), Gemeinschaftsgründungen;

n bei der Fördermittelbeantragung, incl. fachlicher Stellungnahme;
n der Überprüfung Ihres Konzepts und der betriebswirtschaftl. Rahmenbedingungen;
n bei der KSK-Antragstellung und sozialen Absicherung;
n bei der Antragstellung für das Presseversorgungswerk

Gotlandstraße 7 · 10439 Berlin
Tel.: 030 / 44 65 08 10
Fax: 030 / 44 65 08 11
e-mail: MKKConsult@aol.com
Internet: www.MKK-Consult.det
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Zwanzig sind

mehr als gar nichts
„Bis zur Entscheidung des Kar-

tellamtes passiert hier gar
nichts“, wurde „Berliner-Kurier“-
Chefredakteurin Methner in der
taz als Abwieglerin zitiert. Heißen
sollte das: Bevor die Kartellamts-
Sachwalter keine Entscheidung
zum geplanten Holtzbrink-Kauf
des Berliner Verlages getroffen
haben, gelte in den Redaktionen
ein Status quo. Tatsächlich er-
folgten zeitgleich beim „Kurier“,
speziell den Lokalredaktionen, bis
zu 20 Entlassungen: zwölf Foto-
grafen mit Pauschalvertrag, zwei
festangestellte langjährige Re-
dakteurinnen, zwei Sekretärin-

nen... Dass nun aber die äußerste
Grenze dessen erreicht sei, was
der „Kurier“ an Personaleinspa-
rungen vornehmen könne, wird
neuerlich versichert. Und: dass
auf die Verbleibenden mehr Ar-
beit zukomme. Letzteres kann als
Fakt genommen werden. Zwar
wurde etwa den Fotografen er-
klärt, dass man weiter mit ihnen
auf freier Basis zusammenarbei-
ten wolle, innerbetrieblich ist
aber von einer Verteilung der
Aufgaben auf „interne Mitarbei-
ter“ die Rede. Wer da gemeint
ist, bleibt im Dunkeln... Der Be-
triebsrat verweist darauf, dass al-
le Gefeuerten, die bislang gegen
ihre Kündigung klagten, ihren

Prozess gewonnen haben. Auch
die nun gekündigten Pauscha-
listen hätten gute Chancen vor
dem Arbeitsgericht. Da sie
„Scheinselbständige“ sind, käme
das den Verlag wegen der Nach-
zahlung von Sozialversicherungs-
beiträgen dann sogar besonders
teuer. Tatsächlich klagen einige
Betroffene. Andere haben Aufhe-
bungsverträgen mit Abfindungs-
regelungen unterschrieben. red

Firmentarif für

Herlitz vereinbart

Der Berliner Papier- und Büro-
warenhersteller Herlitz, der im
April nach aufgelaufenen 300
Mio. Euro Schulden Insolvenz an-
gemeldet hatte, erhält eine Chan-
ce zum Neustart. Die rund 2000
Gläubiger stimmten Mitte Juli
dem Sanierungskonzept des In-
solvenzverwalters zu. Banken,
Lieferanten und Krankenkassen
verzichteten auf Ansprüche in
Millionenhöhe. Die meisten der
2700 Arbeitsplätze in Berlin und
Brandenburg sollen erhalten blei-
ben. Doch auch die Belegschaft
wird zusätzlich belastet. Mit dem
Neuanfang ist ein Wechsel des
Arbeitgeberverbandes aus dem
Tarifbereich Papier, Pappe und
Kunststoff verarbeitende Industrie
in den Groß- und Außenhandel
verbunden. Nicht unerhebliche ta-
rifliche Einbußen wären die Folge.
Nach zähen Verhandlungen wur-
de am 26. August zwischen ver.di
und der Geschäftsleitung der

Herlitz PBS AG ein Firmentarifver-
trag unterzeichnet, der sichert,
dass die Regelungen der bisher
geltenden Flächentarifverträge für
Herlitz-Beschäftigte inhaltlich
rückwirkend zum 1. Juni wieder
in Kraft gesetzt werden. Dennoch
haben die Beschäftigten aktuelle
Verschlechterungen zu verkraf-
ten, die auf Basis des Insolvenz-
planes als befristeter Sanierungs-
beitrag zu werten sind. So tritt
die 3,4 prozentige Lohn- und Ge-
haltssteigerung, die in der Papier,
Pappe und Kunststoff verarbei-
tenden Industrie 2002 erstritten
wurde, für Herlitz-Beschäftigte
erst ab Januar 2003 in Kraft. Die
wöchentliche Arbeitszeit wird ab
1. Januar 2003 von jetzt 37 auf
38,5 Stunden steigen. Der Fir-
mentarifvertrag schreibt aller-
dings vor, die 35-Stunden-Woche
schrittweise wieder einzuführen.

Bis zum Ablauf eines dazu noch
zu vereinbarenden Stufenplans
dürfen betriebsbedingte Kündi-
gungen nicht vorgenommen wer-
den. Für die Jahre 2002 und 2003
wird auch das Weihnachtsgeld
der Beschäftigten auf 45 Prozent
reduziert. Die Rückkehr zur tarif-
lich geregelten Jahressonderzah-
lung von 95 Prozent muss eben-
falls in einem Stufenplan vor dem
31. März 2004 geregelt sein.
Gleiches gilt für das Urlaubsgeld,
das für Herlitz-Beschäftigte zum

1. Juli diesen Jahres gegenüber den
Manteltarifregelungen fast halbiert
wurde. „Mit dem Firmentarif wer-
den ein dauerhaftes Absenken
des Lohn- und Gehaltsniveaus so-
wie eine dauerhafte Verschlech-
terung von Manteltarifregelun-
gen verhindert, die bei Anwen-
dung der Tarifverträge des Groß-
und Einzelhandels eingetreten
wären. Der Sanierungsbeitrag der
Beschäftigten konnte somit ein-
gegrenzt werden“, betont An-
dreas Köhn vom ver.di-Landesbe-
zirk Berlin-Brandenburg. neh

Tagesspiegel

spart Layouter ein

Mit der Einführung eines neu-
en Redaktionssystems beim „Ta-
gesspiegel“ wurden in den Som-
mermonaten bei der drittgrößten
Berliner Tageszeitung mehrere
Layouterstellen eingespart. Drei
festangestellte Layouter wurden
auf andere Arbeitsplätze versetzt.
Drei weitere schieden in gegen-
seitigem Einvernehmen aus und
unterschrieben Aufhebungsver-
träge. Drei Pauschalisten, die bis-
her in der Reproabteilung und
beim News-Layout beschäftigt
waren, wurden gekündigt. Das
Seitenlayout für die aktuelle Aus-
gabe wird jetzt in der Redaktion
selbst bearbeitet. Die Abteilung
News-Layout wurde so deutlich
reduziert. Lediglich bei schwieri-
gen grafischen Aufgaben und für
die Seitenkontrolle sind noch Lay-
outer tätig. red

Die Arbeitsplätze der Beschäf-
tigten der Bundesdruckerei sind
auch nach dem Gesellschafter-
wechsel im August keinesfalls si-
cher. Die Geschäftführung ope-
riert mit einer dreistelligen Zahl
betriebsbedingter Kündigungen.
Es besteht die Gefahr, dass mit
dieser sogenannten „Anpassung
der Beschäftigtenzahlen“ bereits
ab dem 1. April des kommenden
Jahres begonnen werden soll.

Vorsorglich war zwischen
ver.di und der Bundesdruckerei
ein Konsolidierungspaket ausge-
handelt worden, das vor allem
auf den Erhalt der Arbeitsplätze

in dem vor fast zwei Jahren priva-
tisierten Unternehmen abzielt.
Eckpunkte sind ein Jahresarbeits-
zeitkonto, eine Reduzierung der
Wochenarbeitszeit um bis zu

zwei Stunden sowie mehr Flexibi-
lität beim Personaleinsatz. Dafür
hätte der Arbeitgeber Kündigun-
gen bis 2005 ausgeschlossen.
ver.di stehe zu den Verhand-
lungsergebnissen, obwohl „wir
wissen, dass das Paket den Be-
schäftigten einiges abverlangt“.

Für den Erhalt von Arbeitplätzen
würden jedoch „vorübergehende
Einschnitte“ in Kauf genommen,
erklärte ver.di-Bundesvorstands-
mitglied Frank Werneke. 

Die Arbeitgeberseite wird auf-
gefordert, ihre seit Wochen prak-
tizierte Blockadehaltung gegen
das Paket aufzugeben. Offenbar
werde mit dem Kündigungsaus-
schluss gehadert, so der Betriebs-
ratsvorsitzende Detlef Bachler. In
jedem Fall werde sich starker Wi-
derstand in der Belegschaft for-
mieren, wenn die Unternehmens-
spitze mit Kündigungen ernst
machen will, so Bachler. 

Nachdem der Bund seine hun-
dertprozentige Tochter im De-
zember 2000 an die authentos
Gruppe verkauft hatte, stand die
Holding im Sommer dieses Jahres

vor der Insolvenz. Mit dem Ver-
kauf von Geschäftsanteilen der
authentos GmbH an eine Berliner
(94%) und an eine Heidelberger
(4%) Vermögensverwaltung wa-
ren die Liquiditätsprobleme abge-
wendet worden. wen 
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Befristeter

Sanierungsbeitrag

Blockade aufgeben Insolvenz abgewendet

Klagen erfolgreich

Zeitweilige Einschnitte in Kauf nehmen
Konsolidierungspaket zum Erhalt von Arbeitsplätzen in der Bundesdruckerei 



90 Jahre Babelsberg – das
sollte eigentlich ein Grund
zum Feiern sein. Doch Quere-
len in der Geschäftsführung,
die schlechte wirtschaftliche
Situation und die Furcht vor
dem Ausstieg von Vivendi
trübten das Jubiläumsfest
Mitte September. 

Der blaue Brief kam sechs Tage
vor der Jubiläumsfeier. In dürren
Worten teilte Vivendi-Repräsen-
tant Thierry Potok darin seiner Ge-
schäftsführerin Gabriela Bacher
die fristlose Kündigung mit. Den
Medien sagte er später, ein „bruta-
les Ereignis“ habe das „Vertrauens-
verhältnis zerstört“. Inzwischen
suchte Potok die Gemüter zu be-
ruhigen. Die Entlassung Bachers
habe nichts mit der Strategie von
Vivendi Deutschland zu tun. Vor
allem tangiere sie in keiner Weise
die Bereitschaft der französischen
Mutter Vivendi Universal, in Ba-
belsberg zu investieren.

Zweifel sind angebracht. Seit
1992 ist der französische Misch-
konzern Vivendi Universal Eigen-
tümer von Studio Babelsberg. Mit
einer rundum erneuerten Infra-
struktur sollten Gelände und Stu-
dios zur internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit gepusht werden.
Doch trotz Investitionen von 500
Millionen Euro schreibt das Stu-

dio nach wie vor rote Zahlen. Es
mangelt an Produktionsaufträ-
gen. Filme wie das Stalingrad-
Epos „Enemy at the gates“ von
Jean-Jacques Annaud oder Ro-
man Polanskis historisches Drama
„Der Pianist“ blieben Eintagsflie-
gen. Geschäftsführerin Gabriela
Bacher, erst vor elf Monaten ein-
gesetzt, agierte getreu der Strate-
gie von Vivendi, auf Eigen- oder
Koproduktionen zu verzichten.
Statt dessen setzte man als Full-
Service-Studio auf die Verpach-
tung der Einrichtungen an finanz-
starke Produzenten. Doch das
Konzept ging nicht auf. Auch die
Hollywood-Kontakte Bachers
brachten nichts ein. 

Gerade mal 180 Studio-Mitar-
beiter sind übrig geblieben. Seit
Jahresbeginn wurden bereits 76
Stellen gestrichen. Der Abbau be-
traf die Betriebsfeuerwehr, den
Wachschutz, die Verwaltung,
aber auch Handwerker. Doch an-
dererseits werden „überdimen-
sional Überstunden geschrubbt“,

klagt Ulf Wachholz, stellvertre-
tender Betriebsratsvorsitzender.
Gleichzeitig jobben derzeit noch
38 zusätzliche freie Mitarbeiter
mit Zeitaufträgen. Ein vernünfti-
ges Arbeitszeitmodell vermag der
Betriebsrat nicht zu erkennen.
Offen ist auch, wer sich nun um
die Akquise von Filmaufträgen
kümmert.

Die Perspektive von Babelsberg
erscheint auch aufgrund der un-
übersichtlichen Situation bei Vi-
vendi düster. Ende des Jahres
läuft die zehnjährige Bestandsga-

rantie der Franzosen für die Stu-
dios aus. Dann stehen auch die

restlichen Jobs auf der Kippe.
Presseberichten zufolge rangiert
Babelsberg neben der Musikfirma
Universal ganz oben auf der Ver-
kaufsliste des Unternehmens.
Was passiert, wenn Vivendi aus-
steigt?

Ulf Wachholz hofft auf einen
neuen Investor. Er kann sich
„nicht vorstellen, dass die das
Studio total krachen lassen“.
Schlange stehen die Interessen-
ten jedenfalls nicht. 

Wie kann Babelsberg geholfen
werden? Kann es sich am eige-
nen Schopf aus dem Sumpf zie-
hen wie dereinst Hans Albers im
Ufa-Klassiker „Münchhausen“?
Wohl kaum.

Branchenkenner beurteilen die
Zukunft der Institution wegen der
starken Konkurrenz als schwierig.
Für den Londoner Produzenten
Michael Kuhn hat Babelsberg nur
eine Chance, wenn es gelingt,
„Zugang zur Verwertungskette
zu bekommen und eigene Ver-
triebsstrukturen aufzubauen“.
Regisseur Volker Schlöndorff, bis
1997 fünf Jahre Geschäftsführer
von Studio Babelsberg, setzt für
den Fall des Ausstiegs von Viven-
di auf eine nationale Lösung und
eine Anbindung an den deut-
schen Fernsehmarkt. Das Studio
könne nur existieren, „wenn ein
deutscher Medienkonzern, der
selbst mit großen Eigenproduk-
tionen herkommt, sich hier enga-
giert“. Auf Nachfrage meint er,
es sei jeder willkommen. Und:
„So viele Medienkonzerne gibt es
ja nicht.“ Zu den wenigen TV-
Produktionen, die derzeit in Ba-
belsberg hergestellt werden,
gehört neben „Vera am Mittag“
und „Schloss Einstein“ auch die
Daily Soap „Gute Zeiten, schlech-
te Zeiten“. Und die kommt be-
kanntlich aus dem Hause
RTL/Bertelsmann.

Günter Herkel
PS: Vivendi hat Ende September auf ei-
ner Verwaltungsratssitzung erklärt,
Babelsberg gehöre weiter zum Kern-
geschäft des Konzerns und werde
nicht verkauft...
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Kein Happyend
für Babelsberg?

Perspektive des Studios erscheint düster
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Jeder Medienkonzern

ist willkommen

Großaufträge blieben

leider Eintagsfliegen

anzeige

Nicht nur Kaskadeure haben in Babelsberg riskante Jobs...

Foto: transit/v. Polentz



Einer der erfolgreichsten DEFA-
Regisseure präsentierte Ende Au-
gust seine Memoiren im Filmmu-
seum Potsdam: „Sieben Sommer-
sprossen und andere Erinnerun-
gen“. Viele Freunde, Bekannte und
Filmfans waren gekommen. Mit
dabei auch der bewährte Kame-
ramann Günter Jaeuthe sowie Dra-
maturgin Gabriele Herzog. Beide
wirkten mit am 1978 gedrehten

Jugendfilm „Sieben Sommerspros-
sen“. Fast alles in den 43 locker
und humorvoll geschriebenen Ka-
piteln rankt sich um seine Zeit bei
der DEFA, der kleinen Babelsber-
ger „Traumfabrik“. 30 Jahre lang
war der 1934 in Dresden gebore-
ne hier Regisseur und produzierte
solche Publikumsrenner wie „In-
sel der Schwäne“, „Und nächstes
Jahr am Balaton“ oder „Glück im

Hinterhaus“. Allein „Sieben Som-
mersprossen“ zog 1,5 Millionen
Zuschauer in die Kinos. Amüsant,
anekdoten- und pointenreich er-
zählt Zschoche vom mühseligen
und spannenden Werden und
Wachsen eines Filmes. Er hatte mit
Darstellern wie Manfred Krug, Jut-
ta Hoffmann, Ulrich Mühe und Ka-
trin Saß zu tun. Ab 1990 gesell-
ten sich auch Brigitte Mira, Senta
Berger oder Harald Juhnke hinzu. 

Ein durchaus aktueller und se-
henswerter Streifen erreichte seine
Zuschauer erst ab 1990: „Karla“,
gedreht 1965/66. „Schon beim Dre-
hen waren wir uns unserer Sache
nicht sicher“, resümiert Zschoche
in seinem Buch. „Wir wollten doch
nur eine bessere DDR. Karla betritt
ihre neue Schule. An der Wand-
tafel steht ein von Kinderhand
geschriebenes ,Iegel’. Sie streicht
das falsche e, wird vom choleri-
schen Hausmeister überrascht und
rechtfertigt sich: ,Ich hab nur was
verbessert.’ – ,Hier wird überhaupt
nichts verbessert!’“ Manfred Krug
schrieb 1995 an Zschoche: „Das ist

ja ein so unglaublich wunderbarer
Film. Du und Plenzdorf und die
Hoffmann und Hentsch. Wirklich,
ein großes und schönes Werk.
Und wenn die DDR nur gut war,
um diesen Film nötig zu machen.
Und möglich zu machen ...“

Vergeblich versuchte Verleger
Matthias Oehme bei der Buch-
premiere, Zschoche grundlegen-
de Geheimnisse seiner Arbeit zu
entlocken. Vor allem der Umgang
mit jungen Laiendarstellern zeuge
„von einer enormen Vertraut-
heit“, dem Aufschließen der Fi-
guren. „Ein bisschen Geduld ge-
hört schon dazu“, entgegnete der
Regisseur nüchtern. 

Nach der Wende wollte es
Zschoche noch einmal wissen,
unter anderen mit den Fernsehfil-
men „Drei Damen von Grill“,
Kommissar Rex „Der maskierte
Tod“ sowie Kurklinik Rosenau.
Bescheiden und eher zurückgezo-
gen lebt er heute bei Berlin. Doch
so ganz Abschied nehmen von
der Regiearbeit will er nicht:
„Wenn ich ein Angebot erhalten
würde...“ Renate Stiebitz
Herrmann Zschoche: Sieben Sommer-
sprossen und andere Erinnerungen,
Das Neue Berlin, ISBN 3-360-00984-3,
14,90 Euro. Für Interessenten: Der Film
„Karla“ kann als VHS-Kassette erwor-
ben werden. Preis: 15,30 Euro. E-mail:
info@icestorm.de, Tel.: 030/78 09 58-0
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Wiedersehen im Rampenlicht
DEFA-Regisseur Herrmann Zschoche präsentierte seine Erinnerungen

Erste Autogrammstunde v.l.n.r.: Schauspielerin Theresia Wider,
Herrmann Zschoche und sein größter Fan Hans-Joachim Mahling.

Foto: Renate Stiebitz

Immer wieder Solibasar

Nicht nur DGB-Chef Michael
Sommer kam ins Schwitzen,

als er in der Mittagszeit am Stand
der „Frankfurter Rundschau“ eine
Stunde lang „mitarbeitete“ und
Fragen von Besuchern und Jour-
nalisten beantwortete. Auch alle
anderen – Autoren, Schriftsteller
und Talkrundenteilnehmer, Inte-
ressenten, Käufer, Autogrammjä-
ger oder Kinder auf der Hüpfburg
und bei Wettspielen – genossen
Sonne pur beim diesjährigen So-
lidaritätsbasar der Berlin-Branden-
burgischen JournalistInnen. Die
Veranstaltung lockte am letzten
August-Samstag etwa 25 000
Menschen auf den Berliner Alex-
anderplatz. Sie stand unter der
Schirmherrschaft von ver.di-Chef
Frank Bsirske, der damit unter-
strich, dass die Basar-Kontinuität
auch mit der großen Dienstlei-
stungsgewerkschaft gewahrt wer-
den soll. 

An Ständen von Zeitungen und
Zeitschriften – darunter Der Tages-

spiegel, Freitag, Das Magazin,
Neues Deutschland, taz und jun-
ge welt – konnten Besucher mit
Redakteuren und Gästen disku-
tieren. Verlage wie die AG Bran-
denburgische Buchverlage, Auf-
bau, Basisdruck, Dietz, edition ost,
die Eulenspiegel-Gruppe, Chr.
Links, Schwarzkopf & Schwarz-

kopf oder Stiftung Warentest
waren mit Autoren und Drucker-
zeugnissen vertreten. Am origi-
nären ver.di-Stand wurde das
zweitbeste Spendenergebnis er-
zielt. Allerdings wünschen sich
die Seniorinnen und Senioren,
die seit Jahren engagiert die Be-
treuung übernehmen, künftig

auch jüngere Unterstützer, um die
Gewerkschaft realistischer zu re-
präsentieren. Darüber hinaus
stellten 15 Vereine und non-pro-
fit-Organisationen Projekte der Ent-
wicklungszusammenarbeit vor.
Dem Berliner Verein „Kinderhilfe
Hyvon Vietnam e. V.“. kamen dies-
mal die Spendenerlöse in Höhe
von 10 000 Euro zugute. Sie die-
nen dem Projekt, ein Haus für
Straßenkinder in der vietnamesi-
schen Stadt Ca Mau zu bauen.
Schließlich gab es – dem Wahl-
jahr sei Dank – erstmals einen
Polittalk mit beachtlicher Zu-
schauerresonanz. Wie sich erwies,
war das Podium ausschließlich
mit späteren Direktmandatsge-
winnern besetzt: Petra Pau (PDS)
behauptete sich gegenüber Det-
lef Dzembritzki (SPD) und Hans-
Christian Ströbele (Bündis 90/
Grüne), als über Entwicklungszu-
sammenarbeit, Fairen Handel und
Solidarität in Zeiten der „Ich-AG“
diskutiert wurde. neh

DGB-Chef Michael Sommer präsent bei der „Frankfurter Rundschau“

Fotos: transit/v. Polentz



Zur „Zeitungskrise in Berlin-
Brandenburg“ diskutierten die
Mitglieder der Fachgruppe
Journalismus auf der Landes-
fachgruppenkonferenz der dju
am 14. September mit einem
kompetentem Podium. 

In einem „Zustandsbericht“
schilderte zuerst Petra Pulver, Be-
triebsratsvorsitzende Springer/Ull-
stein in Berlin, dass nach weitrei-
chenden Umstrukturierungen wie
der Zusammenlegung der Redak-
tionen von „Die Welt“ und „Ber-
liner Morgenpost“ sowie dem
eventuellen Einstieg der WAZ-
Gruppe oder Rupert Murdochs
nach der Kirch-Pleite die Stim-
mung unter den Beschäftigten so
schlecht sei „wie noch nie er-
lebt“. Bisher habe Springer die
Redaktionen meist verschont,
nun beherrschten Angst und Ver-
teilungskämpfe das Klima. Der
Betriebsrat, der erst zu den Neu-
wahlen in diesem Jahr aus vorher
drei Gremien vereint wurde, ver-
suche gegenzuhalten und Betrof-
fene zu beraten. Innerhalb des
Konzerns konnten etwa 20 Um-
setzungen von Beschäftigten er-
reicht werden, bisher lediglich vier
Freizusetzende konnten durch ei-
ne externe Beratungsfirma auf
andere Stellen vermittelt werden.
Die Leistungsverdichtung für die
Verbliebenen äußere sich auch in
hohen Überstundenzahlen.

Die Zeitungskrise sei eigentlich
eine Werbeeinnahmen-Krise mein-
te Renate Gensch, Betriebsrats-
vorsitzende beim Berliner Verlag.
Zudem hätten Online-Aktivitäten
der Verlage „Millionen verschlun-
gen“. Schon vor der geplanten
Holtzbrinck-Übernahme habe man

bei „Berliner Zeitung“ und „Berli-
ner Kurier“ ab Juni 2001 mit „Struk-
turoptimierungsmaßnahmen“ be-
gonnen. Seither gab es 130 „Ab-
gänge“ – freie Mitarbeiter einge-
schlossen. Für die Verbliebenen sei
Leistungsverdichtung kennzeich-
nend. „Journalistische Qualität ist
kein Kriterium mehr. Unsere Ge-
schäftsführer könnten auch einer
Schraubenfabrik vorstehen“, mein-
te Gensch, die dem Management
Konzeptionslosigkeit und „Betrug
am Leser“ vorwarf. Mit Lähmung,
Angst und Entsolidarisierung un-
ter den Beschäftigten beschrieb
auch sie das Stimmungsbild. Für
Redakteure, die nach gewonnenen

Arbeitsrechtsprozessen weiter be-
schäftigt werden müssten, seien
regelrechte „Mobbing-Räume“ ge-
schaffen worden, in denen die Be-
troffenen quasi ohne Beschäfti-
gung und ohne soziale Kontakte
ihre Arbeitszeit abzusitzen hätten. 

Eklatante Managementfehler
beklagte auch Volkmar Zech, Be-
triebsratsvorsitzender der „Märki-
schen Oderzeitung“. Seit Anfang
vergangenen Jahres sei von Kos-
tenoptimierung, Zusammenle-
gungen, Ausgliederung oder Ko-
operationen die Rede. Der Verlag
ist aus dem Arbeitgeberverband
ausgetreten. Besonders bei den
Geschäftsstellen und in den Lo-
kalredaktionen werde akut abge-
baut. Noch sei die Redaktion weit-
gehend verschont, doch ver-
lagsübergreifend denke man über
gemeinsame Mantelausgaben
oder gar gemeinsame Branden-
burg-Teile für mehrere Tageszei-
tungen nach, die nur einen wei-
teren Stellenabbau bedeuten
könnten. Die Angst sei groß.

Matthias Gottwald, gekündig-
ter Pauschalist bei der „Märki-
schen Allgemeinen Zeitung“, be-
richtete, dass nach Einsparungen
in der Vorstufe nun auch in den
Lokalredaktionen das „Klima här-
ter“ werde, dass Redakteure zu-
nehmend Layoutaufgaben über-

nehmen müssten und auch über
die Zusammenlegung von Lokal-
redaktionen nachgedacht werde.
Feste Stellen würden nicht neu
besetzt, die Qualität leide. Freie
grüben sich durch Dumpingprei-
se gegenseitig das Wasser ab. Es
sei äußerst schwierig, Redakteure
dazu zu bringen, Überstunden
aufzuschreiben, bestätigten meh-
rere Diskussionsteilnehmer, den-
noch sei es nötig, den Kollegin-
nen und Kollegen klarzumachen,
dass sie sich „eigentlich selber
wegrationalisieren“, wie es Gott-
wald ausdrückte.

Veronika Mirschel, ver.di-Refe-
rentin für Selbständige, sah „über-

all die gleiche Hoffnungslosigkeit“.
Der Abbau fester Stellen und
Dumpingarbeit freier Journalisten
führten in der Konsequenz dazu,
dass „Ausweichmöglichkeiten in
andere Bereiche“ kaum noch ge-
geben seien, speziell auch in der
Hauptstadt. „Bestandsaufnahme“
sei wichtig, meinte Manfred Prot-
ze, kommissarischer dju-Bundes-
vorsitzender, doch nötige Verän-
derungen anzustoßen, sei um so
schwieriger. Er forderte, „gesell-
schaftliche Bündnisse herzustellen
und die einzubeziehen, für die
die Informationen gemacht sind“.
In der ersten Bundestarifrunde
für Redakteure habe die Arbeit-
geberseite sämtliche Forderungen
rundweg abgelehnt, gab Renate
Gensch zu bedenken. Es dürfte
sehr schwer werden, die Leser auf
die Problematik anzusprechen und
gleichzeitig freie Kolleginnen und
Kollegen einzubeziehen. Solida-
rität sei unter Journalisten unter-
entwickelt, beklagte Volkmar Zech
auf dem Hintergrund der Freien-
tarifverhandlungen in den neuen
Ländern. Der Konzentrationspro-
zess in der Medienbranche werde
weitergehen, zeigte sich Petra
Pulver überzeugt. Um so mehr
müsse die dju versuchen, Öffent-
lichkeit herzustellen und neue
Kommunikationswege zu finden.

Ein einstimmig angenommener
Antrag an die dju-Bundesfach-
gruppenkonferenz fordert, das Er-
scheinen der Zeitschrift M – Men-
schen Machen Medien als mit-
gliederspezifische verdi-Zeitschrift
im bisherigen Umfang und mit
mindestens 10 Ausgaben pro Jahr
sicherzustellen. 

Ein weiterer Antrag zielt darauf
ab, das Haus der Buchdrucker in
der Dudenstraße für gewerk-
schaftliche Medienarbeit zu er-
halten und dort ein Medienkom-
petenzzentrum einzurichten.

Helma Nehrlich
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Qualität bleibt
auf der Strecke

dju Berlin-Brandenburg diskutierte 

Auswirkungen der „Zeitungskrise“ 

Das Klima 

wird rauer

V.l.n.r: Volkmar Zech, Petra Pulver, Moderator Dieter Sirozynski-
Haehnel, Matthias Gottwald und Renate Gensch debattierten.

Foto: transit/v. Polentz

Journalismus als Traumberuf – immer noch?

Die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union dju in ver.di
ist überzeugt, dass gerade Qualität die Antwort auf die Medienkrise
sein muss – in der Ausbildung und in der journalistischen Arbeit. Die
dju bietet zwei Workshops an: Wege in den Journalismus und Wer-
te im Journalismus mit Dieter Sirozynski-Haehnel (Ausbildungsra-
dio, stellv. dju-Landesbezirksvorsitzender) und Susanne Stracke-
Neumann (dju-Hochschulprojekt) am Mittwoch, dem 6. November,
sowie Berufschancen für feste und freie JournalistInnen in Me-
dien und Öffentlichkeitsarbeit mit Holger Wenk (freier Medien-
journalist, dju-Bundesvorstandsmitglied) und Heike Englisch (Marke-
ting-Dozentin an der TFH Berlin) am Mittwoch, dem 4. Dezember.
Beide Veranstaltungen beginnen 19 Uhr in der Medien Galerie im
Haus der Buchdrucker, Dudenstr. 10, U6, „Platz der Luftbrücke“.



Die neu gewählten Fachgruppen

... und die Mitglieder haben
gewählt. Ein normaler demo-
kratischer Vorgang. Und doch
hatte er eine Besonderheit:
Erstmalig wurden in den
Strukturen der vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft
Fachgruppenvorstände im
Fachbereich Medien, Kunst
und Industrie auf Bezirks- und
Landesebene neu bestimmt.
Die Herkunft der Gewählten
aus unterschiedlichen ge-

werkschaftlichen Traditionen
war nach wie vor gewollt,
verliert aber künftig sicher
immer mehr an Bedeutung.
Die Wahl der Bezirksfachbe-
reiche steht noch bevor. Auf
allen bisherigen Mitglieder-
versammlungen nutzten die
Teilnehmer die Gelegenheit,
sich über die Arbeit der ver-
gangenen Zeit, vor allem aber
über künftige Vorhaben und
Ziele der Fachgruppen kon-

struktiv auszutauschen. Dazu
wurden zahlreiche politische
Anträge und Arbeitsaufträge
für höhere Gremien beraten
und beschlossen. Die einzel-
nen Berichte in dieser Ausga-
be belegen, dass Tarifpolitik
und die Arbeit der Freien we-
sentliche Schwerpunkte in
den Diskussionen bildeten.

In den Mitgliederversamm-
lungen wählten die Teilneh-
mer auch die Delegierten für

die Landesbezirksfachbe-
reichskonferenz. Dieses Gre-
mium wird am 30. November
die Strategie des Fachbereichs
für die nächsten vier Jahre
bestimmen und die Leitungs-
gremien dazu wählen.

Wir dokumentieren die bis-
her gewählten Vorstände und
die zuständigen ver.di-
Betreuer.

FG 1 
Metall- und Elektroindustrie, Stahlindustrie

Vorsitzender: Uwe Fenske
Mitglieder: Gunhild Gabriel, Hans-Christoph Gerhard, Ga-

briele Hackbarth, Leonhard Hahn, Gregor Hei-
debrink, Hannelore Lazar

Betreuung: Petra Drews (Sekretärin) Tel.: -24 04, Dagmar
Orminski Tel.: -24 06

FG 2 
Chemische Industrie, weitere Industriebereiche

Vorsitzender: Matthias Träger
Mitglieder: Ralf Olbrich, Klaus Pettersson, Uwe Scherf,

Klaus Wallesch, Jutta Schwandtke, Dr. Kurt
Stephan, Barbara Szymanski, Uwe Todten,
Klaus Nindel

Betreuung: Petra Drews (Sekretärin) Tel.: -24 04, Dagmar
Orminski Tel.: -24 06

FG 3
Papier, Pappe und Kunststoffe 

verarbeitende Industrie

Vorsitzender: Peter Wilke
Mitglieder: Siegfried Wolff, Michael Zadow, Vera Koch,

Christoph Jander
Betreuung: Andreas Kühn (Sekretär) Tel.: -2408, Irene

Pietsch Tel.: -2401

FG 4
Druckindustrie und Zeitungsverlage

Vorsitzender: Holger Kollonitsch
StellvertreterInnen: Antoaneta Werbelow, Lutz Kreisel, Andreas

Meißner
Beisitzer: Uwe Brandenburg, Klaus Körper, Gunar Wag-

ner, Heinz Poetschlack, Werner Neumann, Die-
ter Körner

Betreuung: Manfred Föllmer (Sekretär) Tel.: -2407, Rosi
Koch Tel.: -2405
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nvorstände und die zuständigen ver.di-Betreuungssekretäre
FG 5

Verlage und Agenturen

Vorsitzende: Doris Gollin
Mitglieder: Susanne Maier, Doris Glaser, Christian-Ulrich

Behring, Denis Traub
Betreuung: Andreas Köhn (Sekretär) Tel.: -1106, Traudel

Weidner Tel.: -1107

FG 6
Rundfunk, Film, Audiovisuelle Medien

Vorstand: Christian Hopp, Jan-Peter Schmarje, Holger
Dittberner, Günter Messe, Evelin Gundlach

Die Wahl der/des Vorsitzenden erfolgt nach der konstituierenden Sitzung. 
Betreuung: Dietrich Peters (Sekretär) Tel.: -2411, Marlies

Gehrke Tel.: -2410 

FG 7
Journalismus, Deutsche Journalistinnen und 

Journalisten-Union (dju)

Vorsitzender: Matthias Gottwald
StellvertreterInnen: Heidi Schirrmacher, Dieter Sirozynski-Haehnel

BeisitzerInnen: Renate Gensch, Christian von Polentz, Martin
Müller-Mertens, Sabine D. Kaatzer, David
Crawford

Betreuung: Dietrich Peters (Sekretär) Tel.: -2411, Marlies
Gehrke Tel.: -2410

FG 8
Literatur – Verband deutscher Schriftsteller 

(VS) Berlin

Vorsitzender: Dr. Horst Bosetzky
Stellvertreterin: Monika Ehrhardt-Lakomy
BeisitzerInnen: Anja Tuckermann, Gunnar Kunz

Betreuung: Anke Jonas (Sekretärin) Tel.: -2403, Christine
Obst Tel.: -2402

FG 8
Literatur – Verband deutscher Schriftsteller 

(VS) Brandenburg

Vorsitzender: Martin Ahrends
Stellvertreter: Alexander Kröger

BeisitzerInnen: Andrea Jennert, Till Sailer
Betreuung: Anke Jonas (Sekretärin) Tel.: -2403, Christine

Obst Tel.: -2402

FG 9
Bildende Kunst

Vorsitzender: Dieter Ruckhaberle
Stellvertreterinnen: Marianne Kühn-Berger, Maria Rüger

BeisitzerInnen: Brigitte Lange, Andreas Jähnig, Hans-Dieter
Petke

Betreuung: Anke Jonas (Sekretärin) Tel.: -2403, Christine
Obst Tel.: -2402

FG 10
Theater und Bühnen, kulturelle Einrichtungen 
und Veranstaltungswesen, Darstellende Kunst

Geschäftsfüh-
render Vorstand: Gunter Engelmann, Manuela Gerlach, Klaus

Grunow, Ute Koser, Marion Kuschnerus, Ros-
witha Weber

Vorstandsmit-
glieder: Madeleine Lierck-Wien, Detlef Runzler, 

Michael Tuchs
Betreuung: Sabine Schöneburg (Sekretärin) Tel.: -2413,

Georgia Weiland Tel.: -2412

FG 11
Musik

Vorsitzender: Stefan Gretsch
Stellvertreterinnen: Anja Bossen, Ulrike Philippi

Beisitzer: Reiner Melle, Norbert Klotz
Betreuung: Anke Jonas (Sekretärin) Tel.: -2403, Christine

Obst Tel.: -2402
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Neue 
Adresse

Alle für den Fachbereich zu-
ständigen ver.di-Mitarbeiter
sitzen jetzt in der Köpenicker

Str. 55, 10179 Berlin. 
Die Telefoneinwahl lautet 
0 30/86 31-0 (Zentrale).

Die Mitgliederverwaltung, die
Kolleginnen Heidi Schelske und

Karla Kanter, sind unter 
-24 14 und -24 15

zu erreichen.
Presseausweise stellt Manuela
Werk (-24 20), internationale

Ausweise Andje Raudszus 
(-24 21) aus.

Meike Jäger und Katja Karger
von connexx.av sind unter 

-24 22 und -24 16 erreichbar.

re Mitglieder...
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Unser Fachbereich ist aus dem
„Haus der Buchdrucker“ ja schon
ausgezogen. Die Mitgliederver-
sammlung des VS Berlin am 30.
September aber fand noch im Sit-
zungssaal dieses Kulturdenkmals
avantgardistischer Architektur
statt. Schon deshalb war sie mir
ein Erlebnis, eine Mahnung:
Nichts gibt's und bleibt ohne fort-
währenden Kampf! Die nötige
Kraft dafür geben Mitgliederver-
sammlungen wie diese:

Vor nur zwei Jahren hatte der
amtierende und nun Rechen-
schaft ablegende Vorstand bei
quasi Null mit Nichts angefangen
zu arbeiten. Arbeiten? Volle Pulle
'rangeklotzt haben muß er! Er
hob den Lesemarathon – Berli-
ner Schubladen – aus der Taufe,
führte ihn zweimal durch (der 2.
fand seinen festlichen Abschluß
im Poetenball) und placierte ihn
als jährlich wiederkehrende Er-
scheinung im Berliner Kulturle-

ben. Ebenfalls jährlich bringen
nun Schriftsteller des VS in der
„Anne-Frank-Lesung“ den Berli-
ner Schülern in ihrer Schule anti-
faschistische Literatur nahe. Un-
ser Stammtisch wurde wiederbe-
lebt. Sponsorengelder mußten
aufgetrieben werden und wur-
den es. Zahlreiche Aktivitäten
quasi als Service für die Mitglie-
der kamen hinzu: Unsere home-
page: http://www.vs-in-berlin.de,
Beteiligung am Journalisten-Soli-
Basar, der Buchtisch am 1. Mai,
Rundbriefe und last not least
wurde ein Literaturpreis ab 2002
erkämpft, dem nun Leben einge-
haucht werden muß, als erstes
mit einem zugkräftigen Namen.
Der Landesbezirksfachbereichs-
vorstand (vielleicht sollte ver.di,
deren Mitglied wir ja sind, sich
mal unser besinnen bei der
Schöpfung ihrer Begriffe und sol-
che Monsterwörter zu vermeiden
suchen) wurde bestückt, es be-

suchten Delegierte den Bun-
deskongreß in Leipzig. Und, und,
und... 

In der Diskussion gab's Anre-
gungen, vorwärtsweisend Kriti-
sches, Lob. Eine Dissonanz, aus
Interna sich nährend, für die mei-
sten Anwesenden unnachvoll-
ziehbar, führte, von allen bedau-
ert, zum vorzeitigen Aufbruch ei-
nes Mitglieds. Das klärt sich si-
cher, so die Stimmung. Proble-
matisiert wurde auch der Status
des VS in ver.di, also als Gewerk-
schaft bezüglich der Interessen-
vertretung. Dem wurde überzeu-
gend entgegengehalten, dass oh-
ne gewerkschaftliche Interessen-
vertretung z. B. das Urheberver-
tragsrecht nicht auf den Weg
gebracht worden wäre.

So, und dann wurden alle am-
tierenden Vorstandsmitglieder
wieder gewählt – kein Wunder,
strahlen sie doch große Kampf-
kraft, realistischen Optimismus,

überlegten Tatendrang und fin-
derische Phantasie aus – und
stellten diese Eigenschaften in
den vergangenen zwei Jahren ja
auch voll unter Beweis (siehe Mit-
telseiten). Nur Frank Böhmert
mußte leider aus privaten Grün-
den ausscheiden (schade!) und
Gunnar Kunz wurde an seiner
statt als Beisitzer gewählt. 

Gewählt wurden auch die De-
legierten zum Schriftstellerkon-
gress/Bundesdelegiertenkonfe-
renz, unsere Vertreter im Landes-
bezirksfachbereichsvorstand und
für die entsprechende Konferenz.

Zum Schluss wurde noch eine
Resolution an die Bundesregie-
rung angenommen gegen eine
Beteiligung an einer Intervention
im Irak.

Resümee: Ist der Vorstand stark
und fit, macht auch das Mitglied
wieder mit! Iris Rudolph

Vorrangig in Buch- und Zeit-
schriftenverlagen, Werbe- und PR-
Agenturen sowie verlagsnahen
Medienbetrieben (Multimedia, On-
linedienste) arbeiten die Mitglie-
der dieser Gruppe 5 unseres Fach-
bereiches. Dabei halten sie das
Tor offen auch für Mitglieder aus
Zeitungsverlagen. ... Das bewie-
sen in persona Holger Kollonitsch
vom Betriebsrat des Springer-Ver-
lages und Christian-Ulrich Behring
vom Tagesspiegel-Betriebsrat mit
ihrer Teilnahme an der ersten
Mitgliederversammlung. Die Auf-
gaben überschneiden sich. Für
Verlagsangestellte im Vertrieb,
dem Anzeigensektor, Sekretärin-
nen... Lediglich Journalistinnen
und Journalisten sind eindeutig
einer anderen Fachgruppe zuge-
ordnet.

Fanden sich an diesem sonnigen
Spätsommertag von den etwa
640 Mitgliedern auch nur zwei
Tischrunden zusammen, so zeigte
sich doch das Spektrum und „in
konzentrierter Form so ziemlich
alles, was wir gesellschaftlich
‚Strukturwandel‘ nennen“, wie

Martin Dieckmann, ver.di-Bundes-
fachgruppenleiter für Verlage und
Agenturen, betonte. „In den Ver-
lagen herrscht ständige Bewe-
gung. Bestimmte Teile werden
ausgegliedert“, so Andreas Köhn,
Landesbezirksfachbereichsleiter,
der die Gruppe betreut. Das be-
trifft u.a. den Bereich Wissen-
schaftsliteratur bei Springer oder
auch – noch ungeklärt – die Ver-
hältnisse bei Bertelsmann. Die
Schulbuchverlage wiederum sind
abhängig von den Kommunen.

Mit eigenen Erfahrungen war-
ten die Kollegen der ehemaligen
HBV und DAG auf. So erinnerte
Michael Brockhaus vom Verlag
Walter de Gruyter & Co. (Fach-
bücher) an gemeinsame Mitglie-
derwerbung mit dem Buchhan-
del – etwa mit Autorenlesungen

gekoppelte Veranstaltungen. Mit
der ver.di-Gründung sind die
Buchläden nunmehr dem Handel
zugeordnet, wobei es bei den Ge-
meinsamkeiten in der Tarifkom-

mission und in der Berufsausbil-
dung geblieben ist.

Ein Antrag der Versammlung
an die Landesbezirksfachbe-
reichskonferenz wendet sich ge-
gen diese Trennung, die ohne
Diskussion mit den Beteiligten er-
folgte. „Das Buch ist ein Medi-
um“ so Christine Gräter vom
Beuth-Verlag. Man könne es nicht
wie Heringe oder Bananen über
den Ladentisch reichen.

Ein Medium anderer Art lenkt
in der U-Bahn unseren Blick auf
sich. Das „Berliner Fenster“ mit

seinen Bildschirm-Informationen
hat seinen Ursprung bei den Be-
schäftigten der „Plakat- und
Außenwerbung“, die zu 60 Pro-
zent Gewerkschafter sind und für
ihren Haustarifvertrag drei Pro-
zent Lohnerhöhung erkämpften.

Vom Erzeugnis des Aufbau-
Verlages, also bis zum Plakat an
der Litfaßsäule, reicht das, was
die Mitglieder dieser Fachgruppe
erarbeiten. Diese Vielfalt und
ständig sich ändernde Strukturen
verlangen einfühlsame Betreu-
ung. Eva Brillke

Von der Fibel bis zur Litfaßsäule
Fachgruppe 5 

Verlage und Agenturen

Vorgestellt

Foto:  transit/v.Polentz

Das Berliner Fenster in der U-Bahn verfehlt seine Wirkung nicht.

Fachgruppe

Verlage &
Agenturen

Ist der Vorstand stark und fit... Fachgruppe

Literatur



Zum letzten Sonntag im Sep-
tember hatte die Fachgruppe 10
all ihre Mitglieder in Berlin und
Brandenburg zu einer Versamm-
lung gebeten, um Resümee zu
ziehen, Ausblicke auf morgen zu
riskieren und – nicht zuletzt – sich
einen Vorstand zu wählen. Der
Einladung folgten 29 Kolleginnen
und Kollegen. Und es wurde schon
zu Beginn deutlich, dass die Fach-
gruppe über aktive und engagier-
te Mitglieder verfügt, die willens
sind, die gewerkschaftliche Kul-
turpolitik zu befördern, ihr Farbe
und Kraft zu verleihen. Und so
verliehen sie auch diesem Treffen
Farbe und die Gewissheit, hier of-
fen sprechen zu können. Das Dis-

kussionsspektrum reichte von der
Frage, ob diese Mitgliederversamm-
lung überhaupt legitimiert ist, ei-
nen Fachgruppenvorstand zu wäh-
len (laut Satzung eindeutig ja),
über den Antrag, mehr als insge-
samt 9 Mitglieder in den Vor-
stand zu wählen (jein – 9 Mitglie-
der des Vorstandes, 6 davon bilden
den Geschäftsführenden Vorstand,
3 Kolleginnen und Kollegen ste-
hen als stellvertretende Vorstands-
mitglieder bzw. Nachrücker zur
Verfügung) bis hin zu der Forde-
rung an die Arbeit des künftigen
Vorstandes, sowohl die Probleme
der angestellten Kolleginnen und
Kollegen im Blick zu behalten, als
auch sich der Sorgen und Nöte

der Freien im Bereich anzuneh-
men. Letztere – so wurde über-
aus kritisch vermerkt – hätten von
gewerkschaftlichen Möglichkei-
ten noch wenig gespürt, ja, wüs-
sten teils nicht einmal, dass sie
überhaupt in die Zuständigkeit
und Fürsorge einer Gewerkschaft
fallen könnten. 

Den Bericht über die Arbeit der
bislang als Fachgruppenvorstand
tätigen Kolleginnen und Kollegen
nahm die Versammlung mit Bei-
fall und wenigen Fragen auf, was
wohl auch für die gelungene In-
formationsverbreitung in der
Fachgruppe spricht.

Nach der Wahl (Ergebnis siehe
Mittelseite) widmete sich die Ver-

sammlung kommenden Aufga-
ben, und da zunächst den Anträ-
gen an die Landesfachbereichs-
und die Bundesfachgruppenkon-
ferenz. Inhaltlich wurden sie ein-
stimmig verabschiedet, gleichzei-
tig erhielt der neue Vorstand je-
doch den Auftrag, sie exakt aus-
zuformulieren.

Ein ermutigender Einstieg in
die Diskussions- und Arbeitsrun-
de der begonnenen Legislaturpe-
riode. Übrigens: Die Vorstandssit-
zungen sind öffentlich (Termine
demnächst im „Sprachrohr“)

Georgia Weiland
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Mehr Aufmerksamkeit den Freien

Im Zuge der Rentenreform, die
in ihrem Kern die Kapitalseite aus
ihrer Verantwortung entlassen
hat, ist für die Bildenden Künstler
doch eine kleine positive Entwick-
lung herausgesprungen: Nie-
mand, der über 65 Jahre auf dem
Buckel hat und sozialhilfeberech-
tigt ist, muss mehr auf den inhu-
manen Sozialämtern herumsit-
zen; er oder sie bekommen eine
Grundsicherung, eine Art „Bür-

gergeld“, nach Hause oder zur
Bank geschickt. Damit ist ein klei-
ner Hoffnungsschimmer für die-
jenigen gefunden, die sich aus
vielerlei Gründen keine Rente
aufbauen konnten.

Das Projekt der Fachgruppe
„Zukunft der Arbeit – Zukunft
der Nichtarbeit“, das schon 1999
in der Mediengalerie vorgestellt
worden war, ist inzwischen im
Foyer der Volksbühne und bei
mehreren Gewerkschaftsversamm-
lungen ausgestellt gewesen und
inzwischen als CD-Rom erschie-

nen – in Zusammenarbeit mit
dem ver.di-Bezirk Berlin und dem
Fachbereich 12 (Handel) des Lan-
desbezirks Berlin-Brandenburg.

Die Plakataktion gegen die
schleichende Umwandlung der
Bundeswehr von einer Verteidi-
gungsarmee in eine Angriffs- und
Interventionstruppe hat ebenfalls
weit über die Fachgruppe hinaus
gewirkt. Auch andere Projekte
wie „Nekropolen“, „Künstler-
nachlässe“ und „Künstlerhäu-
ser/Künstlerhöfe“ wurden auf
der Mitgliederversammlung er-

läutert. Unsere Bemühungen zur
Reform der Friedhofsordnungen
für größere künstlerische Freiheit
und damit potenziell mehr Auf-
träge kommen leider nur sehr
langsam voran.

Der neue Vorstand, der perso-
nell mit dem bisherigen fast iden-
tisch ist, wird weiterhin für die
Verbesserung der sozialen Situa-
tion der Künstler eintreten und
sich gemeinsam mit dem Bundes-
vorstand für den gesetzlichen An-
spruch auf Ausstellungshonorare
stark machen. D.R.

Aktionen mit Hoffnungsschimmer

Unterschiedlicher könnten die
Bereiche kaum sein, aus denen
die Kollegen der Fachgruppen 1
und 2 stammen, stellten die jewei-
ligen Vorsitzenden, Matthais Trä-
ger und Uwe Fenske, in ihren Re-
chenschaftsberichten über das
erste gemeinsame Jahr bei ver.di
fest. Wenn es dennoch nach kurzer
Zeit der Orientierung und des „Be-
schnupperns“ zu erfolgreicher Zu-
sammenarbeit kam, ist das der be-
wußten engagierten Tätigkeit die-
ser ehemaligen DAGler zu danken.

Atmosphäre und Verlauf der

Wahlversammlung mit Fachsekre-
tärin Petra Drews an der Spitze – am
späten Freitagnachmittag, quasi als
Wochenendauftakt – spiegelten
denn auch wohltuendes Zusam-
mengehörigkeitsgefühl und er-
freulichen Tatendrang wider. Ob
die Mitglieder nun bei Siemens,
Parexel, Phillipp Morris, DeTeWe
oder Apollo-Optik arbeiten, in
Berlin oder Brandenburg wohnen,
alle stellten sich für neue Aufga-
ben zur Verfügung und beschlos-
sen, künftig einmal im Jahr zu ei-
nem gemeinsamen Treffen einzu-
laden.

Sie haben Tatkraft auch bitter
nötig. Mehr oder weniger wur-
den sie – besonders in den Indus-
triebetrieben – als ver.di-Gewerk-
schafter mit Skepsis aufgenom-
men. Von den Querelen bei Sche-
ring berichteten wir (Sprachrohr

3/02). „Ein Betrieb – eine Ge-
werkschaft“, die auf vielerlei Vor-
urteilen fußende Meinung ist noch
nicht allerorts ausgeräumt. Leider
auch nicht in der Metall- und
Elektroindustrie, wo die Kollegen
sich häufig auf verlorenem Po-
sten fühlen, oft ohne die erbete-
ne Unterstützung der übergeord-
neten Leitungen. Bereichsleiter
Helmut Cors von der ver.di-Bun-
desverwaltung hat´s mit auf den
Weg genommen.

Reichlich eigene Kraft hat es z. B.
gekostet, bei Francotyp postalia
mit der IG Metall einen gemein-
samen Betriebsrat zu bilden, da-
bei noch zwei neue Mitglieder zu
werben und – mit Gabriele Hack-
barth von ver.di, die die meisten
Stimmen verzeichnen konnte –
sogar den Vorsitz des Gesamtbe-
triebsrates zu besetzen. E. Bri.

Erfreulicher Tatendrang
Finissage 

mit Vortrag
Zur aktuellen Ausstellung in der
Medien Galerie „Orígenes – Ur-
sprünge“ Gemälde von Leonar-
do Casimiro (Peru) Abraham
Covarrubias Rendón (Mexiko),
findet am Freitag, dem 8. No-
vember 2002, um 19 Uhr ein
Abschluss-Vortrag von Mauro
Valderrama statt. Er befasst sich
mit „Ursprüngen und Entwick-
lung im Stadtrandbezirk Villa El
Salvador, Lima/Peru“. Mauro
Valderrama war zehn Jahre lang
Lehrer in Villa El Salvador und
ist Mitbegründer und Mitarbei-
ter der Zeitschrift „Colibri“ – Ber-
lin. Dazu wird ein Fernsehbeitrag
über Villa El Salvador von Gerta
Stecher (Hörfunk- und Fernseh-
journalistin, Fotografin) gezeigt.

Fachgruppe

Darstellende
Kunst

Fachgruppe

Chemische
Industrie

Fachgruppe

Metall-
Industrie

Fachgruppe

Bildende
Kunst



Wie es künftig besser gelingen
könnte, gewerkschaftliche Aktivi-
tät auf mehrere Schultern zu ver-
teilen, spielte auf der Mitglieder-
versammlung der Fachgruppe 4
(Druckindustrie und Zeitungsver-
lage) am 28. Sptember eine wichti-
ge Rolle. Holger Kollonitsch, wie-
dergewählter Fachgruppenvorsit-
zender, hatte die Frage im Bericht
des Vorstandes aufgeworfen. Er
resümierte: Der anfängliche Elan
in der gemeinsamen gewerk-
schaftlichen Arbeit sei einer not-
wendigen Konzentration auf die
Betriebsratsarbeit und Aktivitäten
bei der Lösung von anwachsen-
den Unternehmensproblemen
(„Märkische Allgemeine Zei-

tung“, Bundesdruckerei, Sprin-
ger) gewichen. Und Versuche, die
Mitglieder in Klein- und Mittelbe-
trieben zu erreichen, seien bisher
nicht erfolgreich genug verlau-
fen. Eine entsprechende Arbeits-
gruppe sollte deshalb neu belebt
werden. Auch ein von der Fach-
gruppe organisierter Vortrag
über die Zukunft der Zeitungsver-
lage habe nur 15 Kollegen inter-
essiert. Doch sollten solche the-
matischen Veranstaltungen auch
weiterhin geplant werden. Es sei
nicht die Gremienarbeit, die die
Welt bewege, meinte auch Kolle-
gin Karin Fischer (MAZ). Perspek-
tivisch solle man sich auf die Ar-
beit vor Ort konzentrieren, da ha-
be es in jüngerer Zeit schon gute
Aktivitäten gegeben. Bei der Zu-
sammenführung der einzelnen Be-
triebsgruppen gebe es noch Re-
serven. Mehr in die Öffentlichkeit
zu gehen, forderte Kollege Wolf-
gang Exner. Die Potenzen von
Künstlern und elektronischen Me-
dien sollten dazu mehr genutzt
werden, meinte Christian-Ulrich
Behring. Die Fachgruppe sollte
auch die Zusammenarbeit mit
dem OSZ Druck und Medientech-
nik aktivieren. In der Aussprache
wurde darüber hinaus die Tarifsi-
tuation ausgewertet. Die zuneh-
mende Abkopplung der Ostbe-
triebe sei ein wichtiges Thema für
die nächste Tarifrunde. red.
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Die Fachgruppe Musik hat die
Organisationswahlen auf einer
Mitgliederversammlung durchge-
führt. Damit ersparte sie sich den
Vorlauf, in den einzelnen Bezir-
ken Delegierte wählen zu lassen.
Wahrscheinlich wären gar nicht
alle Bezirke in der Lage gewesen,
Bezirksfachgruppenvorstände zu
bilden und Delegierte zu bestim-
men. Das bedeutet, dass der Lan-
desfachgruppenvorstand viele Auf-
gaben übernehmen muss.

Auf der Mitgliederversammlung
wurden Vorstände für die Landes-
fachgruppe und für die Bezirks-
fachgruppe Berlin gewählt. Für den
Vorsitz und die beiden Stellvertre-
ter ergab die Wahl, dass die Vor-
stände in Personalunion besetzt
werden: Stefan Gretsch als Vor-
sitzender, Anja Bossen und Ulrike
Philippi als Stellvertreterinnen. Die
Beisitzer der Vorstände sind ge-
trennt bestimmt worden. (Alle
Namen und Funktionen auf den
Mittelseiten) 

Die gute Zusammenarbeit in den
alten Vorständen hat dazu ge-
führt, dass alle Kollegen, die aktiv
mitarbeiten wollten, in die Arbeit
einbezogen wurden. Das schlug

sich in den Wahlergebnissen nie-
der, die ausnahmslos einstimmig
waren. Spannung kommt dabei
freilich nicht auf.

Ohnehin sind „Orga-Wahlen“
eine trockene Angelegenheit. Je-
der Schritt ist formal vorgeschrie-
ben, die Wahlen ziehen sich auch
bei guter Vorbereitung hin, für
Inhalte bleibt kaum Zeit. Zu Dis-
kussionen kam es dann doch, als
der Vorstand seinen Rechen-
schaftsbericht abgab, eine um-
fangreiche ungeschminkte Bilanz
der Erfolge und Misserfolge in
den vergangenen vier Jahren.

Der Rechenschaftsbericht kann
in der Geschäftsstelle angefordert
werden (Tel. 030-86 31 24 02). AE

Fachgruppe Musik wählte einstimmig

Ran an die Basis!

Fachgruppe

Musik

Am 6. September 2002 fand sich
der VS-Landesverband Branden-
burg zusammen, um einen neuen
Vorstand zu wählen und natür-
lich die kommenden Aufgaben
aus den zurückliegenden herzu-
leiten. Über ein Siebentel aller
Mitglieder des Landesverbandes
hatte den Weg nach Potsdam auf
sich genommen.

Dass Andrea Jennert aus ver-
schiedenen Gründen nicht weiter
als Vorsitzende kandidieren woll-
te, hatte sie vorher schon ange-
kündigt. Einen der Gründe brach-
te sie in die Diskussion ein. Seitens

des Ministeriums für Wissenschaft,
Forschung und Kultur schien der
VS kein markanter, öffentlichkeits-
wirksamer Partner zu sein. Hier
knüpfte der neue Vorsitzende Mar-
tin Ahrends an, indem er ein stär-
keres Eingreifen der Wortkünstler
in die Probleme der Gegenwart,
offene Diskussionen über die Rolle
von Literaten und Literatur als ei-

nen seiner Schwerpunkte dar-
stellte. Dabei regte er zum Nach-
denken an, wie weit es der Spezi-
fik einer Schriftstellerorganisation
entspricht, „Randbereich“ einer
Gewerkschaft zu sein.

Der alte Vorstand bedauerte
besonders, das öffentlichkeits-
wirksame Literaturfest im ländli-
chen Raum mit vielen Lesungen
und Diskussionen wegen fehlen-
der finanzieller Unterstützung
nicht durchführen zu können. In-
sofern waren spontane Aktionen
wie die Lesung einer Vielzahl von
Künstlern in der Potsdamer Frie-

denskirche aus Anlass des 11.
September unter dem Motto
„Make love, not war“ Beweis für
die Bereitschaft der Schriftsteller,
sich in öffentliche Diskussionen
einzumischen.

Letztlich spiegelte die Wieder-
wahl von Andrea Jennert, nun-
mehr als Beisitzerin im Vorstand,
Rüdiger Kurock als Schriftführer
und die Neuwahl von Alexander
Kröger als Stellvertreter sowie
von Till Sailer, der in der Vergan-
genheit bereits in verschiedenen
Vorständen und dem Bundesvor-
stand des VS mitgearbeitet hat,
als Stützen für den neuen Vorsit-
zenden ein ausgewogenes Ver-
hältnis von kontinuierlicher Ar-
beit und Neuanfang wider. R.K.

Wortkünstler nur Randbereich?

Fachgruppe

Druckindustrie &

Zeitungsverlage

Foto:  transit/v.Polentz

Orga-Wahlen sind zwar eine trockene Sache, aber notwendig für
lebendige Gewerkschaftsarbeit.

Fachgruppe

Literatur



Das ging durch die Zeitungen.
Alle Reinickendorfer Lehrer haben
zu Beginn der Sommerferien ein
Kündigungsschreiben der Musik-
schule erhalten. Einigen wurde
angeboten, sich neu zu bewer-
ben, anderen wurde mitgeteilt,
dass sie nicht mehr an der Musik-
schule beschäftigt werden sollen. 

Die Bewerber mussten über die
Lehrpläne Rechenschaft ablegen,
nach denen sie ihre Schüler in der
Vergangenheit unterrichtet hat-
ten (siehe Kasten „Einvernehmen
über den Lehrplan“). Vielen, auch
examinierten Kollegen wurde die
Qualifikation aberkannt, sie soll-
ten entsprechend schlechter ho-
noriert werden.

Mit keinem der Lehrer hatte die
Schulleitung vorher über seine
persönliche Arbeit, seine Qualifi-
kation und seine soziale Situation
gesprochen Bis ins stilistische De-
tail hinein beherrschte Rücksichts-
losigkeit das Verfahren. Da fehlte
nur noch, dass der Stadtrat Dr.
Gaudszun in der Presse erklärte,
es sei eine qualitative Evaluation
vorgenommen worden und man

behalte eben nur die guten Lehr-
kräfte. Von den angegebenen
Gründen blieb nicht viel übrig.
Rausgeworfen wurden Kollegen
mit teilweise hervorragender Qua-
lifikation. Bald stellte sich heraus,
dass die Honorarmittel für alle

Lehrer reichten, dass die Senats-
verwaltung das Kündigungsver-
fahren nicht angewiesen hatte,
dass die Politik sich unzureichend
informiert und teilweise „ver-
schaukelt“ fühlte. 

Die Fachgruppe Musik prote-
stierte in Pressemitteilungen und
Briefen an den Stadtrat, die Par-
teien, veranstaltete eine Protest-
versammlung mit und nahm in
unzähligen Gesprächen Beratun-
gen vor. Der Erfolg blieb gespalten. 

Politisch wurde viel bewegt. FDP
und PDS reichten Große Anfra-
gen in der Bezirksverordnetenver-
sammlung ein. An den Beratun-
gen beteiligten sich Sprecher aller
Parteien und übten deutliche Kri-
tik an den Vorgängen. Der Stadt-
rat sicherte eine Einzelfallprüfung
bei den Kündigungsentscheidun-
gen zu, es wurde eine veränderte
Praxis der Schülervermittlung ge-
fordert, mehrere Anträge wurden
an den Kulturausschuss verwiesen.

Doch während die Politik sich
der Problematik annahm, bröckel-
te die Front der Lehrer. Auf der
einen Seite waren viele Kollegen,
die sich nicht trauten, Kritik an
den Vorgängen zu äußern und
schnell einen neuen Vertrag un-
terschrieben. Andere Kollegen wa-
ren so empört, dass sie eine wei-
tere Arbeit an der Musikschule

ablehnten. Dazwischen blieben nur
wenige, die protestiert hatten und
weiter an der Musikschule arbei-
ten wollten. 

Diesen bot der Stadtrat den Ab-
schluss eines befristeten Vertra-
ges an. Einerseits ein Erfolg, denn
das betraf Kollegen, die die Schul-
leitung aus der Schule hatte ent-
fernen lassen wollen. Anderer-
seits ein krasser Willkürakt. Denn
die Vertragsmuster des Senats se-

hen keine Befristung von. Die Se-
natsverwaltung hat denn auch
schriftlich bestätigt, dass die Be-
fristung unzulässig ist, wenn
nicht bestimmte Gründe vorliegen.
Den Bezirk kümmert das nicht. Er
tut so, als hätten die betroffenen
Lehrer, seit 10, 15 Jahren an der
Musikschule beschäftigt, nun ei-
ne Probezeit zu absolvieren...

Wie es wirklich weitergeht, hängt
jetzt von dem Mut der verbleiben-
den Lehrer ab. Sie können im Ok-
tober eine Lehrervertretung wäh-
len, sie können die Herabgruppie-
rungen überprüfen lassen, denn
die Richtlinien sind vielfach nicht
eingehalten worden, sie können
das aufgeschlossene Klima in der
BVV nutzen, um Probleme lösen
zu lassen. Ob sie diesen Mut auf-
bringen werden? Die Stimmung
nach den Demütigungen und
Rücksichtslosigkeiten ist eher nie-
dergedrückt. Andreas Eschen

Das Entsetzen vor der Rück-
sichtslosigkeit, mit der in Reini-
ckendorf mit den Musikschulleh-
rern umgegangen wurde, hat na-
türlich auch Kollegen andere Mu-
sikschulen erfasst. Was haben sie
jetzt eventuell zu befürchten?
Hierzu gibt es praktisch aus fast
allen anderen Bezirken eindeuti-
ge und ermutigende Signale. Udo
Krzyzynski, Vorsitzender der Lan-

desarbeitsgemeinschaft Musik-
schulen (derzeitiger Ersatz für die
Mitgliedschaft im VDM,) hat sich
ebenso eindeutig distanziert wie
der Präsident des Landesmusi-
krats Christian Höppner. Aus vie-
len einzelnen Musikschulen gibt es
Stellungnahmen und Schreiben
an die Kollegen, dass ein Vorge-
hen wie in Reinickendorf dort
nicht beabsichtigt ist.

Es ist damit zu rechnen, dass die
neuen Dienstverträge auf dem
Wege der Änderungskündigung in
weiteren Bezirken eingeführt wer-
den. In zwei Bezirken werden Ge-
spräche über Nebenabreden zum

Dienstvertrag geführt. Die grund-
sätzliche Bereitschaft dazu ist in
Tempelhof-Schöneberg anschei-
nend gegeben, auch bei der Poli-
tik. Hier sind aber noch Klärun-
gen erforderlich.

Änderungskündigungen sind
als Verfahren zur Vertragsände-
rung unbedenklich und bringen
keinen Kollegen um seine berufli-
che Existenz. Mehrere Punkte bei
den neuen Dienstverträgen sind
aber noch in der Diskussion und
sollten, wenn möglich, so nicht
akzeptiert werden.

Hauptproblem ist die Schüler-
vermittlung. Die Struktur der Zu-

sammenarbeit, das Klima an der
Musikschule werden grundsätz-
lich verändert, wenn – wie in Reini-
ckendorf – an die Stelle einer ge-
rechten Schülervermittlung Günst-
lingswirtschaft und Bestrafung
kritischer Kollegen tritt. In dieser
Frage müssen unbedingt Regelun-
gen gefunden werden, die Trans-
parenz schaffen und die Willkür
beenden. AE
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Und wieder Reinickendorf

Angst vor dem neuen Dienstvertrag?

Fachgruppe

Musik

Fachgruppe

Musik

Der neue Dienstvertrag ent-
hält folgenden Passus: „Die
Vertragspartner stellen über die
dem Unterricht zugrunde lie-
genden Lehrpläne (Lehrpläne
des VDM oder andere aner-
kannte oder eigene) Einverneh-
men her.“

Amtlich zugelassene Musik-
schullehrpläne gibt es in
Deutschland nicht. Auch die
Lehrpläne des VDM genießen
Respekt, jedoch keine Anerken-
nung in einem verwaltungs-
rechtlichen Sinne. Das ist auch
nicht nötig, weil sie Orientie-
rungsrahmen setzen, Anregun-
gen für Unterrichtsaufbau ge-
ben. Sie sind – anders als Lehr-
pläne an allgemeinbildenden
Schulen – nicht darauf ange-
legt, den Unterricht auf Einhal-
tung oder Nichteinhaltung des
Lehrplans zu überprüfen.

Der Vertragspassus verpflich-
tet die Vertragspartner dem-
nach zu einem Dialog über Ziel-
setzungen und Umsetzungs-
möglichkeiten der vorhandenen
Lehrpläne, mit dem verbindli-
chen Ziel, ein Einvernehmen
über Unterrichtsinhalte herzu-
stellen – ein solcher Dialog hat-
te an den Berliner Musikschulen
vielfach gefehlt. 

Die Musikschule Reinicken-
dorf hat dagegen den Bewer-
bern um einen neuen Dienstver-
trag zur Bedingung gemacht,
sie müssten für jeden Schüler
aufführen, dass sie ihn in den
vergangenen Jahren nach ei-
nem der Lehrpläne unterrichtet
hätten. Sie stellt das „Einver-
nehmen“ rückwirkend her und
erspart sich durch diesen Ver-
waltungsakt zeitraubende
konzeptionelle Arbeit. Ein be-
schämendes Bild pädagogischer
Inkompetenz.

Einvernehmen
über Lehrplan

Politisch wurde 

viel bewegt

Den Bezirk kümmert

das nicht



Zu einer Fahrt ins Ruhrgebiet
über mehrere September-Tage
waren 25 Senioren des ver.di-Be-
zirkes Cottbus aufgebrochen. Sie
besichtigten eine Brauerei in
Steinfurth im Münsterland, be-
suchten die Drucker der „West-
deutschen Allgemeinen Zeitung“
und führten zahlreiche interes-
sante Gespräche mit dem Bürger-
meister von Gelsenkirchen und
dem Präsidenten vom Fußballclub
Schalke 04, Herrn Rehberg. Ein-
drucksvoll waren die Diskussio-
nen mit ehemaligen Kumpeln im
„Trainingsbergwerk“, die heute
Besucher durch die Stollen führen
und von Bergleuten zu „Bergfüh-

rern“ geworden sind – „jeden-
falls ein paar der Älteren, denn
die meisten der jungen Bergleute
sind für andere Berufe, zumeist
im Dienstleistungsbereich, umge-
schult worden,“ wie einer der
Kumpel erzählte. Bei einer Aus-
sprache mit Betriebsräten der
VEBA wurde vereinbart, Gewerk-
schafter aus dem Ruhrpot nach
Cottbus in den „Braunkohlenpott“
einzuladen. Erika Volkmann

Wenn das Deutsche Fernsehen
im Dezember sein 50jähriges Ju-
biläum feiert, dürfen natürlich
die 39 Jahre DDR-Fernsehen
nicht ausgeklammert werden.
Und als Sprachrohrleser wissen
Sie ja: „... es gab nicht nur den
Schwarzen Kanal“.
Für die Ausstellung, die unter die-
sem Titel vom 12. November bis
Mitte Januar 2003 in der Medi-
en Galerie gezeigt wird, konnte
erfreulicherweise viel Sehens-
wertes zusammengetragen wer-
den. Bei einigen Fotos denken
Besucher, noch bevor sie die er-
klärenden Texte gelesen haben,
sicher sofort: Na, das ist doch der
berühmte... in dem spannenden
Mehrteiler ... Und wenn dann
eine ganz bestimmte Laterne in
Verbindung mit einem riesigen
Schlüsselbund zu sehen ist, er-
innern sich viele an die Filmaus-
schnitte aus Willi Schwabes
„Rumpelkammer“.
Anliegen der Ausstellung ist es,
nicht nur die Aufmerksamkeit
auf Erinnerungen, Wohlbekann-
tes oder immer noch Vertrautes
zu lenken, sondern Zusammen-
hänge aufzuzeigen, die – zum
Erstaunen der Besucher – die
Vorreiterrolle des DDR-Fernse-
hens in nicht wenigen Bereichen
dieses Mediums dokumentieren.
So, wenn man erfährt, dass die
ersten Opern-Fernseh-Inszenie-
rungen durch das DDR-Fernse-
hen realisiert, mit PAL-Technik
aufgezeichnet und dann euro-
paweit gesendet wurden. 
Außerdem gibt es ein Wiederse-
hen mit Prominenten und Bild-
schirmbekannten wie Jochen Pe-
tersdorf (22.11.), Heinz- Florian
Oertel (20.12.), Lutz Jahoda
und Wolfgang Scheuer (15.11.)
– um nur einige der Gäste bei
Veranstaltungen zu nennen.
Noch ein Geheimtipp für Oma,
Opa, Mutti, Vati und natürlich
auch für Pittiplatschs Stammkie-
ker: Der Sandmann wird selbst-
verständlich dabei sein (13.12.,
jeweils 18 Uhr). Bleibt nur noch
zu sagen: Kommen Sie, sehen
Sie, staunen Sie!

Harri Fiebig/Ralf Schuricht

Arbeitskreis

Aktive 
Senioren

Nach mehr als fünf Jahren oh-
ne verbindliche Regelung trat im
Mai 2002 endlich bundesweit ein
neuer Tarif für Beschäftigte im
Buchbinderhandwerk in Kraft:
Gegenüber dem am 31.März
1997 ausgelaufenen Tarifabschluss

erhöhen sich die Löhne und Ge-
hälter um 4,7 Prozent. In den Jah-
ren 1999 und 2000 gab es ledig-
lich Empfehlungen für freiwillige
Anpassungen um 2,4 bzw. 2,3
Prozent. Der neue Abschluss gilt
bis zum März 2003. 

Möglich machte die Bewegung
im Buchbinderhandwerk der neue
Vorstand des Bundes Deutscher
Buchbinder-Innungen (BDBI), auf
dessen Initiative die Tarifverhand-
lungen zeit- und kostensparend per
Internet geführt wurden. Wilma
Krieger, Fachgruppenleiterin Papier,

Pappe und kunststoffverarbeiten-
de Industrie bei ver.di, bewertet
den Abschluss zwar als positiv, je-
doch angesichts von fünf Jahren
ohne Tariferhöhung als „nicht
gerade überragend“.

Die Neuregelung dürfte vor al-
lem Beschäftigte von Betrieben
interessieren, in denen die 1999
und 2000 ausgesprochenen Emp-
fehlungen nicht umgesetzt wur-
den – nur sie haben spürbar mehr
Geld im Portemonnaie. Bei denje-
nigen, die bereits in den Genuss
der freiwilligen Leistungen ka-
men, wird die Tariferhöhung auf
den bestehenden Lohn angerech-
net. Genauere Informationen bei
Wilma Krieger, Telefon 030/ 69 56
23 42, wilma.krieger@verdi.de.

Ute C. Bauer
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Endlich mehr Geld im Beutel

ver.di-Senioren bei Ex-Kumpeln

Rumpelkammer
– und was 

es sonst noch
so gab

Wiedersehen 
macht Freude

Am 8. November gibt es ein von
„Ehemaligen“ für „ehemalige“
Adlershofer Fernsehmacher or-
ganisiertes Treffen im Foyer des
Adlershofer Come In. Einlass ist
ab 17 Uhr. Karten zu 17 Euro (in-
clusive rustikaler Imbiss) gibt es
über den Paul-Nipkow-Teleclub
e.V. jeweils mittwochs ab 14 Uhr,
Rudower Chaussee 3, Gebäude
R 2a, Raum 102, 12489 Berlin,
Tel./Fax: 030/ 67 04 43 24.

Köln am 14. September war
aus Sicht der ver.di-Jugend erst
mal ein grundsätzlicher Erfolg.
Wie angekündigt – und durch
die bürgerlichen Medien nie ganz
so behandelt, als würden es tat-
sächlich so viele werden – ka-
men 40.000 Menschen, durch-
schnittlich 20 bis 22 Jahre alt.
Deutlich präsent waren geradezu
oppositionell anmutende IG-Me-

tall-Jugendliche, die zu Tausen-
den zu Zitaten von Mao jubelten
oder Transparente trugen wie
„Wozu Tierversuche, nehmt Ar-
beitgeber“. Gute Stimmung, vie-
le JAV- und Betriebsvertretungen,
eine recht deutliche Ablehnung
der Kandidatur Stoibers, aber
auch Kritik an Schröder etc.

Die IG Metall-Jugend Ortsgrup-
pe Südniedersachsen hat eine
(nach eigenen Angaben reprä-
sentative) Umfrage unter den an-
gereisten Gewerkschaftern und
JAVlern gemacht. Es wurden et-
wa 500 Teilnehmer gefragt, was
ja durchaus dem Verhältnis der

professionellen Institute ent-
spricht. Gefragt war die Bundes-
tagswahl. Ergebnis:

53,5 % SPD,19,5 % PDS (und
das bei 95 % Wessi-Demonstran-
ten),15 % Grüne, 8 % CDU, 3 %
FDP, 1 % Sonstige. Tja, so hätte
es kommen können. Besser wäre
natürlich was ganz anderes ...
Ansonsten, hofft die Gewerk-
schaftsjugend, wird es für uns in
Zukunft möglich sein, ebenfalls in
die aktuellen Auseinandersetzun-
gen einzugreifen. Wir jedenfalls
finden, man müsse wieder mal
urgewerkschaftliche Agitation
leisten. Hannes Heine

Gewerkschaftsjugend machte in Köln mobil
Personengruppe

Jugend

Fachgruppe

Papier-
verarbeitung

Foto:  transit/v.Polentz



Landesbezirk

ver.di-Landesbezirksfachbe-
reichskonferenz Medien, Kunst
und Industrie am 30. November,
10 Uhr, Haus der Buchdrucker, Du-
denstr. 10, 4. Etage, Großer Saal.
Medien Galerie: Aktuelle Aus-
stellungen siehe Seite 11 und
14, Medien Galerie,  Dudenstr. 10,
10965 Berlin  (U-Bhf. Platz der
Luftbrücke, Bus 104, 119).

Journalismus

Bundesdeutsche Presseaus-
weise: Neuausstellung oder Ver-
längerung montags bis donners-
tags von 8.30 bis 16.30 Uhr. (Tel:
030/78 80 09 29). 
Presseausweis der IOJ: am
zweiten Dienstag jeden Monat
von 13 bis 15 Uhr in der Köpe-
nicker Str. 55, Zi.524 (Tel: 030/86
31-24 21).
Journalistenstammtisch: jeden
vierten Montag im Monat ab
19.30 Uhr. Am 28. Oktober noch
im Kartoffelhaus „Der Alte Fritz“
(Karl-Liebknecht Str. 29). Ab 25.
November in Cafe „Stresemann“
(Empore), Stresemannstr. 90, ge-
genüber Anhalter Bahnhof.

Bildende Kunst

Hauptberuflich bildende Künst-
ler/innen mit erstem Wohnsitz
in Berlin und geringem Einkom-
men im Jahr 2002 können sich um
Aufnahme in das Werkvertrags-
programm der Künstlerförderung
Berlin (vormals Soziale Künstler-
förderung) bewerben. Das För-
derprogramm betrifft die Verga-
be von Werkverträgen in den Be-
reichen Malerei, Grafik, Skulptur
und Fotografie zwischen 1000
Euro und 3000 Euro. Die Bewer-
bungsunterlagen können schrift-
lich, telefonisch oder per Fax nur
in der Zeit vom 2. bis 17. Januar
2003 angefordert werden. Sie
müssen bis zum 31. Januar 2003
eingereicht werden. Künstlerför-
derung – Neues Kunstquartier
Berlin (Wedding) – Frau Kölbel,
Gustav-Meyer-Allee 25, Haus 13,
Aufgang V, 4. OG, 13355 Berlin,
Tel.: 464 38 41, Fax: 464 39 63;
(Das Büro ist im o. g. Zeitraum
zwischen 9 und 15 Uhr besetzt)

R f av M e d i e n           

Berliner Kinostammtisch: Je-
den 1. Montag im Monat ab 20
Uhr im Bistro Café am Arsenal,
Fuggerstr. 35, 10777 Berlin (Tel.
030/ 214 14 77). 

Stammtisch für Kleindarstel-
ler: Jeden 1. Dienstag im Monat
ab 18 Uhr am gleichen Ort. 

Literatur

Die Neue Gesellschaft für Lite-
ratur bietet wieder ihre 10mona-
tige Werkstatt für Junge Autoren
an. Bewerben können sich Auto-
rinnen und Autoren bis 35 Jahre
mit einem aussagefähigen Ma-
nuskript (mind. 25, max. 50 Sei-
ten) in dreifacher Ausfertigung
an die NGL, Rosenthaler Str. 6,
10119 Berlin. Einsendeschluss ist
der 30. November 2002, Beginn
der Werkstatt am 24. Januar
2003, weitere Infos unter:
www.ngl-berlin.de
Reihe „Deutschsprachige Krimi-
nalliteratur“ am 6. November
mit Dorle Gelbhaar und Uli Aecht-
ner zum Thema „Die Frau im Krimi
– heiter und nachdenklich“, am
4. Dezember mit Felix Huby zu
„Film und Literatur im Krimi-Be-
trieb“, jeweils 20 Uhr, Literaturfo-
rum Brechthaus, Chausseestr. 128,
Eintritt 5 Euro, erm. 3 Euro.
VS-Stammtisch: jeden ersten
Donnerstag im Monat, ab 19.00
Uhr, im „Terzo Mondo“, Grol-
mannstr. 28. Das Terzo Mondo
liegt zwei Minuten vom U-Bahn-
hof Uhlandstr. (U 15) entfernt
und ebenso nur wenige Minuten
vom S-Bahnhof Savignyplatz (zu
erreichen mit der S 5, 7, 75, 9, 3).

AG Aktive Erwerbslose

Redaktion B.A.M.M. (Arbeits-
losenfernsehen): Jeden Mittwoch
in der Medien Galerie.  
Redaktion A.I.D.A.: Jeden Mon-
tag jeweils 16 Uhr. Im OKB (Offe-
nen Kanal Berlin -SK8) sind die Sen-
dungen mit Informationen rund
um den Berliner Arbeitsmarkt je-
den Montag ab 17 Uhr und jeden
Sonntag ab 22 Uhr zu sehen.

Bühnen

Theaterpädagogisches Fach-
forum SICHTEN IV am 24., 25.
und 26. Oktober 2002 im FEZ
Wuhlheide. Sowohl der Theater-
besuch als auch die Anleitung der
Kinder zum eigenen Theaterspiel,
pädagogische und künstlerisch-
ästhetische Aspekte sind Schwer-
punkte des diesjährigen Fachfo-
rums zum Thema Kinder und
Theater. Während am ersten Tag
Theaterpädagogen professionel-
ler Kindertheater Einblick in ihre
Arbeit geben werden, bietet der
zweite Tag thematisch anknüp-

fende Fachvorträge und praxisori-
entierte Workshops. Am dritten
Tag stehen Erfahrungsaustausch,
Kooperation und Vernetzung so-
wie neue Projekte im Vorder-
grund. Informationen und An-
meldung: Tel. 61 60 95 45 (10 bis
15 Uhr) – Fax: 61 60 95 44.

Musik

22. November, 9:00 – 13:00
Uhr: offene Sitzung des Fach-
gruppenvorstandes Berlin, Kö-
penicker Str. 55
6. Dezember, 9:00 – 12:30 Uhr:
offene Sitzung des Landesbe-
zirksfachgruppenvorstandes,
Köpenicker Str. 55
15. November, ab ca. 19:30 Uhr
trifft sich in Berlin der Bundes-
fachgruppenvorstand Musik
mit Mitgliedern aus Berlin und
Brandenburg. In lockerer Atmos-
phäre werden Themen der Fach-
gruppe und Fragen der Mitglie-
der besprochen. Ort ist ab 1.11.
unter www.fg-musik.de oder Tel.:
030/86 31-24 02 zu erfragen.

Senioren

Seniorengruppe Funkhaus: Ver-
sammlung am 27. November um
14 Uhr im Sendesaal Funkhaus Na-
lepastr. Thema: Reisen 2003, Arbeit
des deutschen Rundfunkarchivs. 
Weihnachtsfeier am 11. Dezem-
ber, 14 Uhr im Springbornklub,
Springbornstr. 13, 12487 Berlin.
ADN-Senioren: Am letzten Mon-
tag jedes Monats um 14 Uhr in
der Begegnungsstätte der Volks-
solidarität, Torstr. 203-206.
„Alte-Barden-Runde”: Jeden
zweiten und vierten Mittwoch im
Monat um 15 Uhr im Restaurant
„Alt-Tempelhof”, Alt-Tempelhof
46, 12103 Berlin.

Seminare

Gesellschaft für innovative Bil-
dung mbH (BSD) Berlin: Com-
puterkurse sowohl an Abenden
oder auch am Wochenende,  In-
fos:  030/44 37 60, Fax: 030/9 25
38 31, E-Mail: info@bsd-berlin.de 
Non Profit Radio: Bildungswerk,
Hörfunkschule Berlin, Haus der
Buchdrucker, Dudenstr. 10, 10965
Berlin. Informationen zu aktuel-
len Kursen: 030/68 30 20 90 oder
unter: www.radiokurse.de. 

Sonstiges

Der ver.di Fachbereich Medien,
Kunst, Industrie Frankfurt/Oder
ist seit März unter folgender Adres-

se erreichbar: Zehmeplatz 14,
15230 Frankfurt/Oder, Tel: 03 35/
60 67 70; Fax: 03 35/6 06 77 77.
Der ver.di Bezirk Frankfurt/
Oder ist nun unter folgender
Adresse zu erreichen: Am Herren-
see 38, 15344 Strausberg. 

Jugend

Medienjugend: Treff jeden er-
sten Mittwoch im Monat um 18
Uhr im Container des Gewerk-
schaftshauses Köpenicker Str. 55.

Das Berliner Jounalistenbüro
bietet freien Schreibtisch und
nette Kollegen für 140 Euro mtl.
Telefon: 030 611 34 11
Email: ehlers@bjb-online.de
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Die Nachricht kam überra-
schend. Der Deutsche Bühnen-
verein pries in kurzen Pressemel-
dungen ein „Reformwerk“ an.
Ein „einheitliches Tarifwerk“ für
alle Theaterbeschäftigten sei ge-
schaffen worden, was die bisheri-
gen Tarifverträge NV Solo, BTT,
BTTL und NV Chor/Tanz in sich
vereine, modernisiere und in ei-
nen „einheitlichen Vertragsrah-
men“ fasse. Eine lang gehegte
Forderung von Beschäftigten und
auch von ver.di, die Tarifverein-
barungen im Bühnenbereich zu
entstauben und zu vereinfachen,
sollte Wirklichkeit geworden
sein? Mitnichten. Denn bei ge-
nauerem Hinsehen erwies sich
das Reformwerk als ziemliche
Luftnummer. 

Die Gewerkschaften, mit de-
nen der neue „Normalvertrag
Bühne“ verhandelt worden ist,
zeigten sich als wenig repräsenta-
tiv für die ganze Sparte. Lediglich
die Genossenschaft Deutscher
Bühnen-Angehöriger (GDBA)
und der Verband der Opernchöre
und Bühnentänzer (VdO) hatten
mit am Tisch gesessen, als der
Vertrag ausgehandelt wurde.
Und: Die viel gepriesenen Verbes-
serungen des neuen Tarifvertra-
ges – die längst überfällige Anhe-
bung der Mindestgage von
knapp 1300 auf 1550 Euro und
die Einsetzung eines gewählten
„Spartensprechers“ als demokra-
tisches Aushängeschild – können
nicht über zahlreiche Verschlech-

terungen für bestimmte Berufs-
gruppen und das „Wildern“ in
fremden Tarifbereichen hinweg-
täuschen.

Verschlechterungen brächte
der NV Bühne vor allem Beschäf-
tigten, die bisher in das Tarifrecht
des Öffentlichen Dienstes, also in
die Tarifbereiche BAT/BMTG fal-
len. Das sind Beleuchtungsmei-
ster, Requistenmeister, Bühnen-
meister, Tontechniker, Requisi-
teure und Beleuchter sowie evtl.
weitere Beschäftigungsgruppen,
die durch Öffnungsklausel per
Einzelvertrag aus dem bisherigen
Tarifbereich ausgenommen wer-
den könnten. Für sie alle würde
sofort eine Befristung ihrer bisher
unbefristeten Arbeitsverhältnisse
eintreten, sie unterlägen dem
bisher beim NV Solo bereits üb-
lichen unsäglichen Nichtverlänge-
rungssystem, einschließlich der
grundlosen Beendigung durch In-
tendantenwechsel. Der Kündi-
gungsschutz wäre hinfällig und
die Mitbestimmung der Personal-
räte würde ausgehebelt. Den Be-
schäftigten ginge ihre zusätzliche
Altersvorsorge verloren, die Ab-
schaffung der Theaterbetriebs-
zulage und anderer Erschwernis-
zulagen kämen hinzu. 

Zudem unterlägen auch diese
Beschäftigtengruppen dann der
Bühnengerichtsbarkeit. Die Kür-
zung ihrer Krankenbezüge um
sechs auf maximal 20 Wochen
wäre ebenso festgeschrieben wie
die 6-Tage-Woche und eine ge-
nerelle Präsenzpflicht. Die
Nachtruhezeit könnte ohne
Grund von 11 auf 9 Stunden ver-
kürzt werden, der Ersatzruhetag
müßte nicht mehr im Zweiwo-
chenzeitraum, sondern im Rah-

men der gesamten Spielzeit ge-
währt werden. Kurz gesagt: Ent-
scheidende Verschlechterungen
der Arbeits- und Einkommensbe-
dingungen der Beschäftigten
wären die Folge.

Wie energisch die verhandeln-
den Gewerkschaften hier Be-
schäftigteninteressen im Blick
hatten, mag jeder selbst beurtei-

len. „Natürlich können und wer-
den wir diesen Eingriff in die Mit-
glieder- und Tarifbereiche nicht
hinnehmen“, heißt es bei ver.di.
Ideen zu einem vereinheitlichten
Tarifvertrag Kunst, der etwa die
Beschäftigten aus NV Solo sowie
NV Chor und Tanz zusammenfas-
sen könne, sind hier nicht seit ge-
stern in der Diskussion. „Aber:
Wenn wir so einen Tarifvertrag
entwickeln, dann soll er natürlich
ein höheres Niveau haben und
zeitgemäßer sein als der an-
tiquierte NV Solo“, gibt Gewerk-
schaftssekretärin Sabine Schöne-
burg vom ver.di-Landesbezirk
Berlin-Brandenburg zu beden-
ken. Neben dem für Orchester-
musiker in sogenannten Kulturor-
chestern geltenden TVK wäre
auch ein dritter, gemeinsamer Ta-
rifvertrag für das künstlerisch-
technische Personal denkbar, der
der Spezifik dieser Tätigkeit Rech-
nung trägt. In diesem Sinne wur-
de bei ver.di auch bislang das
Projekt einer „Verschlankung“
der Tarifvertragsstrukturen im
Bühnenbereich verstanden und
wird auch künftig verstärkt da-

rüber nachgedacht werden. Die
Mitgliederversammlung des Fach-
bereiches 10 auf Landesebene
hat Ende September der Bundes-
fachgruppe und der Bundes-
tarifkommission auch einen ent-
sprechenden Auftrag zur Erarbei-
tung von Gegenmodellen zum
„NV Bühne“ erteilt.

Noch ist dieser „Reformver-
trag“ auch nicht unterschrieben,
obwohl er zum 1. Januar 2003 in
Kraft treten soll. Für ver.di-Mit-
glieder, die der wirksamen Tarif-
bindung eines anderen Vertrages
unterliegen, bliebe der NV Bühne
prinzipiell wirkungslos. Dort aller-
dings, wo keine oder nur eine
nachwirkende Tarifbindung vor-
liegt, könnte per Einzelvertrag
künftig dieser „NV Bühne“ ver-
einbart werden. Vor dieser Ge-
fahr warnt ver.di energisch.
Zunächst durch Information und
Aufklärung über die Konsequen-
zen des „Reformwerkes“ und ei-
nes möglichen Überstülpens auf
bisher andere Tarifbereiche. Da

drängt die Zeit. Versammlungen
an den Häusern in Berlin und
Brandenburg und die gezielte
Schulung von Betriebs- und Per-
sonalräten sind geplant. „Wir
müssen aber auch eigene Kraft
und Gegenstrategien entwickeln.
Dazu brauchen wir unsere bishe-
rigen und noch mehr Mitglieder
an der Basis“, ist Sabine Schöne-
burg überzeugt. Das Problem der
Tarifbindung stelle sich künftig in
neuer Schärfe. neh
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Das „Reformwerk“ als Luftnummer
Der NV Bühne würde Tarife vereinheitlichen – auf niedrigstem Niveau

ALLE FLEXIBEL UND

IMMER PRÄSENT

WEG MIT DEM

LADENHÜTER NV SOLO

GEGENSTRATEGIEN DER

BASIS ENTWICKELN


